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Die Münchener Sicherheitskonferenz ist 
vorbei.  Mehr als 5000 Menschen haben 
gegen das Treffen von Militärs, Politikern 
und Industrie protestiert. Auf der Kon-
ferenz ging es vor allem um die Proteste 
in Ägypten und wie die westliche Welt 
damit gedenkt umzugehen. Vordergrün-
dig wurde die Protestbewegung begrüßt, 
gleichzeitig müsse aber auch sichergestellt 
werden, dass der „Übergangsprozess“ in 
geregelten Bahnen verlaufe, so der Tenor. 
Angela Merkel formulierte es folgender-
maßen: „Wandel muss gestaltet werden“. 

Weiteres wichtiges Thema war der 
Krieg in Afghanistan. Erst Ende Januar 
hatte der Deutsche Bundestag, gegen den 

Willen des Großteils der Bevölkerung, 
erneut das Mandat für den Afghanistan-
Einsatz verlängert. Die deutschen Medien 
taten so, als würde mit diesem Mandat - 
im zehnten Jahr des Krieges - ein Abzug 
eingeleitet werden. Dass dies nicht der 
Fall ist, zeigt u.a. der Artikel zum Polizei-
aufbau in Afghanistan in dieser Ausgabe 
des AUSDRUCK.

Den Schwerpunkt des Heftes bilden 
jedoch verschiedene Artikel zu Afrika. 
In ihnen wird gezeigt, wie die „Interna-
tionale Gemeinschaft“ mit verschiedenen 
Mitteln versucht, dem Westen wohlge-
sonnene Regime an die Macht zu bringen 
oder zu halten. Diese reichen von Sank-

tionen gegen einzelne Personen, die vor-
schnelle Anerkennung von Wahlsiegen, 
die Ausrüstung von Sicherheitskräften, 
bis hin zur Schaffung eines neuen Staates. 

Des Weiteren bietet dieser AUS-
DRUCK einen Bericht zu den „Berliner 
Sicherheitsgesprächen“, eine Analyse zu 
deutschen Militärsatelliten und den vor-
erst letzte Teil der Serie zur Militarisie-
rung der UN, die zusammen hoffentlich 
zahlreiche neue kritische Informationen 
bieten.  

Die Redaktion
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Kurz bevor im Bundestag Ende 2010 die Abstimmung über 
eine Verlängerung der deutschen Beteiligung am EU-Mari-
neeinsatz ATALANTA am Horn von Afrika anstand, richtete 
sich ein ungewöhnlich breites Bündnis von entwicklungspoliti-
schen Gruppen und Menschenrechtsorganisationen mit einem 
Positionspapier an die Abgeordneten. Die „Verteidigung der 
maritimen Handelsinteressen“ durch ATALANTA geschehe 
in einer „Art und Weise, die aufgrund der bisherigen Erfah-
rungen berechtigten Anlass zu der Vermutung gibt, dass [sie] 
die Gesamtlage noch verschlechtert“.1 Trotzdem verlängerte 
der Bundestag mit 487 zu 68 Stimmen bei 12 Enthaltungen 
die Beteiligung der Bundeswehr an der EU-Mission zur Pirate-
riebekämpfung. Zahlreiche andere Maßnahmen Deutschlands 
und der EU, die zu einer weiteren Militarisierung und Destabi-
lisierung der Region beitragen, sind hingegen der Öffentlichkeit 
kaum bekannt und entziehen sich auch der parlamentarischen 
Kontrolle. Im Mittelpunkt steht dabei die Aufrüstung des 
Jemen, Äthiopiens, Ugandas und Kenias, welche jeweils eigene 
Interessen in Somalia verfolgen.

Das u.a. von Amnesty International und dem Evangelischen 
Entwicklungsdienst (eed) eingebrachte Positionspapier übte auch 
scharfe Kritik am Vorgehen der „internationalen Gemeinschaft“ 
gegenüber Somalia selbst: Die „Ausrüstungs- und Ausbildungs-
programme für bewaffnete Kräfte der [Übergangsregierung] 
TFG steigern in der derzeitigen Lage in nicht kontrollierbarer 
Weise das Gewaltpotenzial im Land... Die internationale, aber 
auch die deutsche Strategie ist dabei vorrangig auf die Unterstüt-
zung der TFG ausgerichtet. Dieser Ansatz ignoriert jedoch alle 
Erfahrungen aus einer 19-jährigen Geschichte von Interventio-
nen und verkennt die Realität in Somalia“.2 

Hinsichtlich der Truppen der AU-Mission AMISOM, welche 
Teile der somalischen Hauptstadt Mogadischu kontrollieren und 
quasi als der Fuß der internationalen Gemeinschaft in der Tür 
zum somalischen Bürgerkrieg fungieren, heißt es vorsichtig, diese 
„sollten nachdrücklich dazu angehalten werden, internationales 
Humanitäres Völkerrecht und die Menschenrechte zu beach-
ten.“3 Was sich dahinter verbirgt, machte wenige Tage später 
der humanitäre Nachrichtendienst der UN, IRIN, deutlich. 
Nahezu täglich würden die AMISOM-Truppen Wohnviertel 
und den wichtigsten Markt der Hauptstadt mit Mörsergranaten 
beschießen.4 Dass sie dabei nicht zwischen zivilen und militäri-
schen Zielen unterscheiden, wie es das humanitäre Völkerrecht 
vorschreibt, war zuvor schon von Human Rights Watch5, dem 
UNHCR und Amnesty International6 kritisiert worden. Dies 
ist v.a. deshalb brisant, weil der Einsatz der AMISOM überwie-
gend von Deutschland und der EU finanziert wird, die zusätz-
lich noch weitere Konfliktparteien im somalischen Bürgerkrieg 
ausrüsten und unterstützen.

Die Aufrüstung des Bürgerkrieges

Auf eine Anfrage der Linksfraktion im Bundestag hin musste 
die Bundesregierung einräumen, dass die Europäische Union 
bislang 142 Mio. Euro alleine aus dem Europäischen Entwick-

lungsfonds für den Bürgerkrieg in 
Somalia bereitgestellt hat.7 Hinzu 
kommen bilaterale Beiträge der Mit-
gliedsstaaten. Ein Großteil der Gelder 
fließt an die Einheiten der AMISOM, 
die formal von der Afrikanischen 
Union koordiniert werden. Diese 
wird wiederum zu einem Viertel (72 
Mio. Euro) von der EU finanziert. 

Obwohl der Bundesregierung bekannt ist, dass diese Einheiten 
häufig keinen Sold erhalten oder diesen erst verspätet ausbe-
zahlt bekommen, schwere Menschenrechtsverletzungen bege-
hen und gegen das Kriegsvölkerrecht verstoßen, übt sie keine 
Kritik an deren Finanzierung, sondern verweist sie lediglich 
darauf, dass der militärische Gegner ebenso rücksichtslos vor-
ginge.8 Deutschland trägt alleine ein Fünftel der EU-Beiträge 
zur Unterstützung der AMISOM.

Militärhilfe für Äthiopien 

Hinzu kommt die massive Unterstützung des Nachbarstaates 
Äthiopien durch Deutschland. Äthiopien ist nicht nur für die 
Eskalation des Bürgerkrieges in Somalia seit dessen Einmarsch 
im Winter 2006/2007 verantwortlich, sondern geht auch in 
seinem Inneren äußerst repressiv gegen jegliche Opposition vor. 
Human Rights Watch belegte kürzlich in dem Bericht „Ent-
wicklung ohne Freiheit“, wie dort westliche Entwicklungshilfe-
gelder für die brutale Unterdrückung der eigenen Bevölkerung 
verwendet werden.9 Auch das ARD-Magazin FAKT kritisierte 
die enge Zusammenarbeit der Bundesregierung mit der Militär-
diktatur in Äthiopien.10

Dennoch gilt Äthiopien – so die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort auf die Kleine Anfrage – in Deutschland als „grundsätz-
lich förderungswürdiger Staat“. Dementsprechend erhält es von 
Deutschland militärische Ausstattungshilfe und wird durch eine 
„Beratergruppe“ der Bundeswehr unterstützt. Seit 1998 wurden 
73 höherrangige äthiopische Soldaten an Einrichtungen der 
Bundeswehr fortgebildet,11 für 2011 bot die Bundesregierung 
dem äthiopischen Militär erstmals ein „bilaterales Kooperati-
onsprogramm“ an.12 Ende Oktober nahm ein deutscher Stabs-
offizier an einer von der EU finanzierten Militärübung in der 
Hauptstadt Addis Abeba teil, in dem ein AU-Einsatz auf einer 
fiktiven Insel vor Somalia trainiert wurde.13 Kurz zuvor hatte der 
EU-Militärstab Addis Abeba besucht und Gespräche mit dem 
äthiopischen Verteidigungsminister geführt.14 Die äthiopischen 
Streitkräfte hatten zuvor finanziert vom Auswärtigen Amt fast 
1.000 somalische „Polizisten“ (tatsächlich handelte es sich dabei 
um Soldaten) ausgebildet, über deren anschließenden Verbleib 
die Bundesregierung zunächst keine Angaben machen konnte. 
Zuletzt gab sie als Aufenthaltsort der „Polizisten“ das Gebiet 
Gedo im Südwesten Somalias an, wo mit Äthiopien verbündete 
Milizen operieren und es Ende Oktober zu schweren Gefech-
ten kam, vor denen bis zu 60.000 Menschen flohen.15 Kenia 
verstärkte daraufhin seine militärische Präsenz an der nahe gele-
genen Grenze. In der Antwort auf eine schriftliche Frage der Bun-
destagsabgeordneten Sevim Dagdelen konnte Werner Hoyer, 
Staatssekretär im Auswärtigen Amt, nicht ausschließen, dass die 
mit deutscher Hilfe ausgebildeten „Polizisten“ an den Gefech-
ten beteiligt waren und bestätigte, dass weiterhin unklar ist, wer 
deren Sold bezahlt.16 Anschließende Recherchen des in Nairobi 
tätigen Journalisten Marc Engelhardt brachten schließlich ans 
Licht, dass „die für Somalias Verhältnisse hervorragend ausgebil-
deten Sicherheitskräfte“ hierbei sogar eine entscheidende Rolle 

Schlechte Rezepte für den Golf 
von Aden
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gespielt haben. Ziel der mit der Übergangsregierung verbünde-
ten Miliz des Warlords und Parlamentsabgeordneten Barre Aden 
Hiirale sei es, im Kampf gegen die Aufständischen „eine zweite 
Front im Süden [zu] eröffnen“.17 Ein gefährliches Unterfangen 
angesichts der Lage im Grenzgebiet zu Äthiopien und Kenia, 
die beide Konfliktparteien im somalischen Bürgerkrieg sind und 
leicht durch einen (erneuten) Einmarsch eine weitere Eskalation 
des Bürgerkrieges auslösen könnten. Vielleicht besteht jedoch 
auch genau darin die Strategie Deutschlands und der Europä-
ischen Union. Die UN Monitoring Group on Somalia hatte 
zumindest schon im Frühjahr 2010 darauf hingewiesen, dass bis 
zu 80% der im Ausland ausgebildeten Sicherheitskräfte sich mit-
samt Ausrüstung anderen Milizen anschließen oder desertieren 
würden und es auf absehbare Zeit keine Perspektive gäbe, dass 
die Übergangsregierung ohne eine massive Intervention von 
außen ihre Kontrolle über Somalia ausweiten könnte.18

Nordic Battlegroup startbereit?

Vor diesem Hintergrund erhält die Teilnahme einer keniani-
sche Eingreiftruppe, die zu einem großen Teil aus Kenianern 
somalischer Herkunft bestehen soll, an einer Übung der Nordic 
Battlegroup der EU im September 2010 in Schweden beson-
dere Brisanz.19 In Ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage leug-
nete die Bundesregierung jede Kenntnis über Inhalt der Übung 
und Sinn der kenianischen Beteiligung. Kenia erhält u.a. Unter-
stützung aus dem EU-Stabilitätsinstrument, seit es sich bereit 
erklärt hatte, somalischen Piraterieverdächtigen, die im Rahmen 
der EU-Mission Atalanta festgenommen wurden, den Prozess 
zu machen. Kenia beherbergt zudem das ebenfalls von der EU 
finanzierte International Peace Support Training Centre, an 
dem das Personal der AMISOM mit deutscher und britischer 
Unterstützung ausgebildet und ausgerüstet wird, bevor es in 
Somalia zum Einsatz kommt.20 In der kenianischen Hauptstadt 
befindet sich zudem das Somalia-Büro der USA, über welches 
die Rekrutierung und Bezahlung der Truppen der somalischen 
Übergangsregierung koordiniert wird.

Größter Truppensteller der AMISOM ist jedoch Uganda, das 
im Juli den Gipfel der Afrikanischen Union ausrichtete und 
sich für eine massive Ausweitung des AMISOM-Einsatzes auf 
20.000 Soldaten stark macht. Kurz zuvor war die ugandische 
Hauptstadt während des Endspiels der Fußball-Weltmeister-
schaft der Männer von Bombenanschlägen erschüttert worden, 
die somalischen Rebellen zugerechnet werden. Die Bundesregie-
rung vermutet zwar dahinter das Interesse, Uganda „zur Beendi-
gung von AMISOM zu zwingen“, sieht jedoch „keine Hinweise“ 
für einen Zusammenhang mit der EU-Militärmission EUTM 
Somalia.21 Bei dieser „Ausbildungsmission“ werden in Uganda 
und gemeinsam mit dessen Streitkräften Soldaten für die soma-
lische Übergangsregierung – u.a. im Häuserkampf – ausgebil-
det.22 Deutschland beteiligt sich an diesem Einsatz mit bis zu 
zwanzig Bundeswehrsoldaten und durch die Beteiligung an den 
gemeinsamen Kosten der Mission. Dass in diesem Rahmen auch 
Minderjährige für den anschließenden Kampfeinsatz in Moga-
dischu ausgebildet werden, kann die Bundesregierung jedoch bis 
heute nicht ausschließen und verweist auf die Verantwortung 
der AMISOM, des Somalia-Büros der USA in Nairobi und der 
somalischen Übergangsregierung.23 Letzterer wurde jedoch vom 
UN-Generalsekretär, zuletzt in seinem Bericht über Kinder in 
bewaffneten Konflikten vom 9.11.2010, vorgeworfen, Kinder-
soldaten zu rekrutieren und mit Milizen zusammenzuarbeiten, 
die bis zur Hälfte aus Kindersoldaten bestehen.24 Auch Hin-
weise, wonach Rekruten für die EUTM in Flüchtlingslagern 

geworben wurden, ist die Bundesregierung nicht nachgegangen. 
Obwohl mittlerweile die ersten knapp 1.000 Soldaten im 

Rahmen der EUTM ausgebildet wurden, ist nach wie vor unklar, 
wie diese in die Truppen der Übergangsregierung integriert und 
bezahlt werden sollen. De facto handelt es sich bei den Solda-
ten der Übergangsregierung um die Angehörigen verschiede-
ner Milizen, die sich bis heute auch gelegentlich untereinander 
bekämpfen und ihren Unterhalt u.a. durch Plünderungen und 
die „Zuteilung“ internationaler Hilfslieferungen verdienen. 
Als Zwischenlösung wird gegenwärtig in Mogadischu von der 
Europäischen Union der Bau eines „Reintegrationslagers“ („Al 
Jazeera Camp“) finanziert, in dem die von EU und Bundeswehr 
ausgebildeten Rekruten zunächst der AMISOM unterstellt 
werden sollen, da die Truppen der Übergangsregierung zunächst 
noch eine Befehlskette „etablieren“ müssten. Es ist davon aus-
zugehen: Sie werden mitsamt ihren Waffen verschwinden oder 
überlaufen, auf jeden Fall aber zu einer Eskalation beitragen. 

Terrorbekämpfung im Jemen

Auch im Jemen an der gegenüberliegenden Küste des Golf von 
Aden unterstützt die internationale Gemeinschaft eine hoch-
gradig korrupte Regierung auf Kosten der Bevölkerung. Der 
Jemen lebt fast ausschließlich von Erdöl- und Erdgasreserven, 
die bald versiegen werden. Die Regierung hat kaum Versuche 
unternommen, andere Einkommensquellen zu erschließen und 
die Landwirtschaft nahezu zum Erliegen gebracht. Das von 
Nahrungsmittelimporten abhängige Land wurde nicht nur von 
der globalen Teuerung von Nahrungsmitteln 2008 stark betrof-
fen, sondern auch von den sinkenden Preisen für Öl und Gas 
im Zuge der anschließenden Weltwirtschaftskrise. Die Lage der 
Bevölkerung hat sich massiv verschlechtert, was wiederum zwei 
sehr unterschiedlichen Aufständen – der Houthi-Rebellion im 
Norden und der tw. sezessionistische „Süd-Bewegung“ – neuen 
Auftrieb gab. Die „internationale Gemeinschaft“, die eigens eine 
Gruppe „Freunde des Jemens“ einrichtete, um ihre Unterstüt-
zung für die Regierung zu organisieren, interessiert sich jedoch 
nahezu ausschließlich für die angebliche Gefahr, die von der Al-
Kaida-Gruppe auf der arabischen Halbinsel ausgeht.25 „Damit 
verschärft sie die Tendenz der jemenitischen Regierung, Men-
schenrechte Sicherheitsinteressen unterzuordnen“, kritisierte 
Amnesty International in einem Bericht vom August 2010: 
Viele der unter dem Applaus der internationalen Gemeinschaft 
eingeführten Anti-Terror-Maßnahmen würden sich in Wirk-
lichkeit gegen die Zivilbevölkerung und die Aufstände richten.26 

Die USA haben unmittelbar nach dem gescheiterten Anschlag 
auf einem Flug nach Detroit Ende 2009 die Rüstungsfirma Nor-
throp Grumman beauftragt, für 550 Mio. US$ saudische Spezi-
aleinheiten auszubilden und für Anti-Terrormaßnahmen u.a. im 
Jemen auszurüsten. Deutschland hingegen leistet der jemeniti-
schen Küstenwache militärische Amtshilfe, da sie sich hiervon 
eine „Verbesserung der maritimen Sicherheit im Golf von Aden“ 
erhofft.27 Tatsächlich werden die von der jemenitischen Küsten-
wache festgenommenen mutmaßlichen Piraten im Jemen aber 
regelmäßig zum Tode verurteilt. Zudem hat die Zeitschrift 
Foreign Policy im November 2010 aufgedeckt, dass der Jemen 
Schiffe und Soldaten seiner Küstenwache für je 55.000 US$ an 
Reedereien vermietet, um sichere Schiffspassagen zu garantieren: 
frische Einkünfte für den Krieg gegen den Terror.28

Massiv angestiegen war die Piraterie am Horn von Afrika erst 
im zweiten Halbjahr 2008. Die Zahl der gemeldeten Vorfälle 
stieg von 10 im Jahr 2006 und 13 im Jahr 2007 im ersten Halb-
jahr 2008 auf 19 und dann sprunghaft auf 73 im zweiten Halb-
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im Jahr 2008 der Einsatz von Schusswaffen und Raketenwerfern 
durch die Piraten massiv zu und damit auch die Anzahl der getö-
teten und verwundeten Seeleute.29 Einige der Waffen stammen 
von der MV Faina, die im September 2008 Panzer, Flaks und 
containerweise Kleinwaffen mit Unterstützung der USA über 
Kenia an den Südsudan liefern sollte, vor der Küste Somalias 
jedoch gekapert wurde. Die Kleinwaffen schafften die Piraten 
von Bord, die Panzer wurden später in Mombasa entladen.30 Im 
Januar 2011 meldete das International Maritime Bureau, dass 
2010 mehr Seeleute von Piraten als Geiseln genommen wurden, 
als je zuvor.

Weiter so?

Die militärische Pirateriebekämpfung ist also erfolglos. Auch 
eine Studie des Instituts für Friedensforschung und Sicherheits-
politik an der Universität Hamburg mit dem bezeichnenden Titel 
„Somalia und Piraterie: keine Lösung in Sicht, weder zu Wasser 
noch zu Land“ stellt fest, dass sie v.a. zur Professionalisierung der 
Piraten und einer Ausdehnung ihres Operationsgebietes geführt 
hat.31 Dennoch ist mit der Fortsetzung des ATALANTA-Einsat-
zes zu rechnen. Erstens liefert dieser wichtige Erfahrungen für 
den Kampf gegen illegale Migration und andere asymmetrische 
Konfliktkonstellationen, bei denen sich die militärische Aufklä-
rung auf einzelne Individuen fokussiert. Dies gilt auch für die 
Terrorbekämpfung, welche schleichend Teil des ATALANTA-
Einsatzes wird, da auch terroristische Gruppen in Jemen oder 
Somalia die maritime Sicherheit am Golf von Aden bedrohen 
könnten. Zuletzt ist fraglich, ob EU und NATO ihre militäri-
sche Präsenz an diesem Nadelöhr des Welthandels unter geopo-
litischen Gesichtspunkten überhaupt noch drastisch reduzieren 
können oder wollen, nachdem auch konkurrierende Mächte wie 
China und Indien unter dem Vorwand der Pirateriebekämpfung 
ihre Seestreitkräfte dort stationiert haben.

Auch für Jemen und Somalia sieht die Zukunft düster aus: Das 
internationale Engagement läuft auf eine weitere Militarisie-
rung beider Staaten und der gesamten Region hinaus. Es fördert 
Regierungsformen, die auf militärisch gestützter Repression ein-
schließlich gezielter Tötungen basieren und ihrerseits geeignet 
sind, Aufstände und Terrorismus zu fördern und die Konflikte 
zu internationalisieren. Viel mehr noch als Saudi-Arabien ein 
Interesse an einem schwachen, aber repressiven Jemen hat, ist 
für Äthiopien ein starkes und stabiles Somalia ein Alptraum. 
Dieses würde zweifelsfrei Territorialansprüche gegenüber Äthio-
pien geltend machen. Dass gerade Saudi-Arabien und Äthiopien 
von USA und EU als Stellvertreter bei ihren Stabilisierungs-
versuchen am Golf von Aden genutzt werden, lässt Schlimmes 
erahnen.

Anmerkungen:
1	 Amnesty International, Evangelischer Entwicklungsdienst, Gesell-

schaft für bedrohte Völker, Save the Children Deutschland, World 
Vision: „Somalia: Deutsches Engagement für eine politische Lösung 
notwendig“, gemeinsames Positionspapier vom November 2010.

2	 Ebd.
3	 Ebd.
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Vom 9. bis zum 15. Januar 2011 fand im Süden des Sudan 
ein Referendum statt, in dem sich die Bevölkerung mit großer 
Mehrheit für die Unabhängigkeit und damit die Abspaltung 
vom Norden aussprach.1 Die Abstimmung erfolgte auf Grund-
lage eines am 9. Januar 2005 unterzeichneten „Friedensabkom-
mens“ (Comprehensive Peace Agreement, CPA) zwischen den 
Bürgerkriegsparteien im Norden und Süden (die westsudanesi-
sche Provinz Darfur war explizit ausgeklammert). Es sah vor, 
sechs Jahre nach Unterzeichnung das nun durchgeführte Refe-
rendum abzuhalten, bei dem allein die Bevölkerung des Südens 
über die Abspaltung vom Norden entscheiden konnte. Da sich 
der Großteil der Ölvorkommen des Landes im Süden befin-
det und der Regierung in Karthum durch eine Abspaltung der 
Verlust nahezu sämtlicher Staatseinnahmen droht, ist es wenig 
verwunderlich, dass sie erst mittels massivster westlicher Inter-
ventionsdrohungen „überzeugt“ werden musste, den „Friedens-
vertrag“ zu unterzeichnen.

In vielerlei Hinsicht hat sich die Regierung in Karthum die 
Suppe selbst eingebrockt: die jahrzehntelange Unterdrückung 
des Südens und der Versuch der Herrscherclique, sich möglichst 
große Teile des Ölreichtums unter den Nagel zu reißen, bildeten 
den Nährboden für das jetzige Ergebnis des Unabhängigkeits-
referendums. Nach gegenwärtigem Fahrplan soll die Unabhän-
gigkeit Anfang Juli 2011 in Kraft treten und damit ein neuer 
afrikanischer Staat namens „Republic of South Sudan“ entste-
hen. Doch auch im Südsudan hat sich mit der dort herrschen-
den Sudanesischen Volksbefreiungsbewegung (SPLM) und 
deren Chef, Salva Kiir, eine korrupte Herrscherelite herauskri-
stallisiert, deren Augenmerk primär auf den eigenen Profiten 
liegt und die ebenfalls extrem repressiv gegen Oppositionelle 
vorgeht.2 Auch wenn sie im Falle des Sudan stets buchstäblich 
ins Feld geführt werden: Menschenrechtsragen dürften somit 
wohl kaum die Ursache für die vollkommen einseitige Partei-
nahme des Westens zugunsten der südsudanesischen Seite sein. 

Vielmehr stellte das Referendum den bisherigen Höhepunkt 
eines seit Jahren zielstrebig auf den Weg gebrachten Planes dar. 
Hauptziel dabei ist es, mit der Abspaltung des Südens die dort 
lagernden Ölvorkommen unter westliche Kontrolle zu bringen 
und damit dem chinesischen Einfluss zu entziehen. Doch trotz 
des abgehaltenen Referendums bleiben weiterhin zahlreiche 
wichtige Fragen ungeklärt. So beanspruchen etwa beide Par-
teien sowohl der Norden als auch der Süden die Kontrolle der 
ölreichen Abyei-Region, die aus dem Referendum ausgeklam-
mert worden war. Vor allem gibt es bislang noch keine Eini-
gung, in welchem Umfang – und ob überhaupt – der Norden 
an den künftigen Erlösen aus dem Ölverkauf beteiligt wird. 
Nicht wenige Beobachter warnen deshalb davor, dass es zu 
einem erneuten Bürgerkrieg kommen könnte.3 Um deshalb den 
Abspaltungsprozess abzusichern und die Präsenz auf dem afri-
kanischen Kontinent auszubauen, werden in den USA derzeit 
Pläne entworfen, sich dauerhaft militärisch im Südsudan fest-
zusetzen. Auch in der Europäischen Union wird gegenwärtig 

über den Einsatz von EU-Kampf-
truppen (Battlegroups) nachgedacht, 
sollten die Entwicklungen nicht den 
gewünschten Verlauf nehmen. 

Im schlimmsten Falle könnten die 
Ereignisse im Sudan sogar der Start-
schuss für eine neue Ära neokolonialer 
Politik darstellen, in der der Westen 
erneut nach Gutdünken afrikanische 
Grenzen zurechtrückt – selbstredend 
aber nur dort, wo sich dies mit den 

eigenen Interessen deckt. Schon jetzt fordern hochrangige EU-
Politiker, das Prinzip der Unverletzlichkeit der Grenzen müsse 
im Falle Afrikas überdacht werden.

US-Sezessionshilfe

In den USA gibt es seit Jahren sowohl innerhalb als auch außer-
halb der Regierungszirkel einflussreiche Förderer einer südsuda-
nesischen Unabhängigkeit. Die meisten von ihnen setzen sich 
gleichzeitig für harte Maßnahmen bis hin zu Militäreinsätzen 
gegen den Norden ein. Sollte die Regierung in Karthum den 
Referendumsprozess und die anschließende Abspaltung nicht 
klaglos hinnehmen, müsste sie eben dazu gezwungen werden, 
so die Kernforderung der wichtigsten Lobbygruppen, etwa des 
„Enough Project“ und der „Save Darfur Campaign“. Diese 
Hardliner können sich vor allem auch deshalb viel Gehör ver-
schaffen, weil ihr – aufs gröbste verkürztes – Bild eines vermeint-
lich christlich-arabisch/islamischen Konflikts in den USA viel 
Unterstützung mobilisieren kann.4 Schlüsselfiguren sind u.a. 
Dave Eggers, regelmäßiger Kommentator für „Save Darfur“ 
sowie John Prendergast, der Mitbegründer des „Enough Pro-
ject”, die seit Jahren, u.a. Mitte 2010 in der „New York Times“, 
eine deutlich härtere Gangart forderten: „Wir schlagen Droh-
maßnahmen vor, einschließlich Sanktionen gegen die regierende 
Partei, die Blockade von Schuldenerlassen beim Internationalen 
Währungsfond […] und der Gewährung weiterer Unterstüt-
zung für den Süden.“5

Nicht wenige Hardliner finden sich auch in Obamas Regie-
rungsmannschaft und haben Berichten zufolge auch einen 
sehr guten Zugang zum Präsidenten, auch und gerade in der 
Sudan-Frage.6 So etwa Gayle Smith, ebenfalls Mitbegründerin 
des „Enough Project“ und im Nationalen Sicherheitsrat für Ent-
wicklungsfragen verantwortlich. Vor allem aber Obamas außen-
politische Chefberaterin während des Wahlkampfes, Susan Rice, 
mittlerweile US-Botschafterin bei den Vereinten Nationen; 
macht seit Jahren Stimmung für ein bewaffnetes Eingreifen: 
„Die Geschichte zeigt, dass Karthum nur eine Sprache versteht: 
die glaubwürdige Androhung oder Anwendung von Gewalt.“ 
Eine UN-Resolution solle eine Militärintervention autorisieren, 
die laut Rice folgendermaßen ablaufen würde: „Die USA, vor-
zugsweise mit NATO-Beteiligung und afrikanischer politischer 
Unterstützung, würden sudanesische Flughäfen, Flugzeuge und 
andere militärische Anlagen bombardieren. Sie würden Port 
Sudan blockieren, durch das die sudanesischen Ölexporte flie-
ßen. Anschließend würden die UN-Truppen stationiert – mit 
Gewalt, sollte dies nötig sein und mit Unterstützung seitens der 
USA und der NATO. Sollten die USA keine UN-Autorisierung 
erhalten, sollten sie auch ohne sie handeln.“7 

Konsequenterweise flossen deshalb nicht nur unter George W. 
Bush, sondern auch unter seinem Nachfolger Barack Obama 
beträchtliche Summen in den Aufbau eines unabhängig funk-
tionsfähigen Südsudan – und damit zumindest mittelbar in die 

Südsudan: Neue Heimat des 
AFRICOM? 
Westliche Planspiele für eine dauerhafte 
Militärpräsenz
von Jürgen Wagner
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Unterstützung der Sezessionsbestrebungen. So zitierte die „Was-
hington Times“ Ezekiel Lol Gatkuoth, den Chef der südsudane-
sischen Niederlassung bei den Vereinten Nationen, Ende 2009 
mit den Worten: „Eines der Ziele der US-Regierung ist es nun 
sicherzustellen, dass der Südsudan 2011 ein lebensfähiger Staat 
ist.“8 In dieses Ziel wurde erheblich investiert, wie ein Beitrag 
in „Newsweek“ enthüllt: „Auch in der besonneneren Obama-
Ära pumpen die USA jährlich mehr als 300 Mio. Dollar in den 
Südsudan – dies ist Teil der intensiven Anstrengungen, Kiirs 
Regierung vor dem Unabhängigkeitsreferendum zu stärken. 
[…] Die USA haben in den letzten Jahren mehr als 100 Mio. 
Dollar für die Ausbildung und Unterstützung der südsudanesi-
schen Armee ausgegeben.“9 Allein im Haushaltsjahr 2011 sind 
für diese Zwecke laut einem Bericht des US-Außenministeriums 
42 Mio. Dollar eingestellt. Sie sollen für „den Aufbau und die 
Umgestaltung der SPLM-Armee im Südsudan von einer Gue-
rillaarmee in eine professionelle militärische Truppe verwendet 
werden.“10 Für den Aufbau staatlicher Strukturen im Südsudan 
sind im selben Zeitraum 53,9 Mio. Dollar vorgesehen.11 Selbst-
redend soll sich dieses Engagement auch auszahlen, nämlich in 
Form einer dauerhaften US-Präsenz im Südsudan.  

Südsudan: Neue Heimat des AFRICOM?

Mit dem erst 2007 geschaffenen Afrika-Kommando (AFRI-
COM) wurde dem Kontinent erstmals ein eigenes Regionalkom-
mando zugeordnet, ein deutlicher Ausdruck für das gestiegene 
US-Interesse an Afrika. Zwar unterhalten die USA zahlreiche 
Militärbasen in Afrika, bis heute gelang es ihnen jedoch nicht, 
ein „Gastland“ für das AFRICOM-Hauptquartier zu finden, das 
deshalb weiterhin in Stuttgart residiert. Die Gründe, weshalb 
sich die Begeisterung, das US-Kommando zu beherbergen, in 
Grenzen hält, fasst ein Bericht des Wissenschaftlichen Dienstes 
des US-Kongresses bündig zusammen: „Es gibt einige Besorgnis 
hinsichtlich der US-Motivation hinter der Schaffung von AFRI-
COM. Viele Afrikaner fürchten, dass der Schritt einen neokolo-
nialen Versuch repräsentiert, die Region militärisch beherrschen 
zu wollen. […] Viele betrachten die amerikanischen Anti-Ter-
rormaßnahmen in Afrika skeptisch und die Meinung scheint 
weit verbreitet zu sein, dass die wesentliche Aufgabe des neuen 
Kommandos die Jagd nach Terroristen und die Sicherung des 
US-Zugangs zu afrikanischem Öl sein wird. Amerikanische 
Außenpolitikanalysten haben in den letzten Jahren der chine-

sischen Rolle in Afrika zunehmende Aufmerksamkeit zukom-
men lassen und diese Aufmerksamkeit führte zu Fragen, ob ein 
Afrika-Kommando nicht Teil eines neuen Kampfes um Einfluss 
auf dem Kontinent sein könnte.“12 

In der Tat gibt es zahlreiche Aussagen von US-Regierungsof-
fiziellen, die wenig Zweifel aufkommen lassen, dass das neue 
Kommando nicht zuletzt der verbesserten Kontrolle afrikani-

Tabelle: Anstieg der sudanesischen Ölproduktion

Produktion (in Barrel am Tag) Jahr
63.000 1999
174.000 2000
217.000 2001
241.000 2002
265.000 2003
301.000 2004
305.000 2005
331.000 2006
468.000 2007
480.000 2008
490.000 2009

Quelle: BP Statistical Review of World Energy, June 2010,
 S. 8.
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scher Bodenschätze, insbesondere von Öl dient.13 Und auch, 
dass die Zurückdrängung Chinas weit oben auf der US-Agenda 
und damit auch auf der des AFRICOM steht, wurde durch 
die jüngsten Wikileaks-Veröffentlichungen von höchsten Stel-
len bestätigt. So bezeichnete Johnnie Carson, Staatssekretär für 
afrikanische Angelegenheiten im US-Außenministerium, China 
in einer Stellungnahme zwar – noch – nicht als „militärische, 
sicherheitspolitische oder geheimdienstliche Bedrohung“, wohl 
aber als einen „sehr aggressiven und schädlichen ökonomischen 
Rivalen ohne jegliche Moral.“ Anschließend benannte er „Stol-
persteine“ („tripwires“), die definieren, unter welchen Bedin-
gungen die USA eine härtere Gangart einlegen müssten: „Haben 
sie Verträge über Militärbasen unterzeichnet? Bilden sie Armeen 
aus? Sind geheimdienstliche Operationen in Gang gesetzt 
worden? Sobald sich auf diesen Gebieten etwas tut, werden die 
Vereinigten Staaten beginnen, sehr besorgt zu sein.“14

Ungeachtet der Tatsache, dass die USA sämtliche dieser Akti-
vitäten wie selbstverständlich selbst durchführen, herrscht dort 
große Besorgnis darüber, dass sich China immer häufiger und 
umfangreicher an UN-Militäreinsätzen in Afrika beteiligt.15 Von 
den insgesamt knapp 2000 im Ausland eingesetzten chinesischen 
Soldaten ist der Großteil auf dem afrikanischen Kontinent sta-
tioniert und hier wiederum die meisten davon im Sudan. China 
hat nicht nur erheblich in den sudanesischen Ölsektor investiert, 
es ist auch Ziel von 65% der Ölexporte des Landes. Aus diesem 
Grund ist Peking der wichtigste Unterstützer der sudanesischen 
Regierung und rüstete unter anderem (zusammen mit Russland) 
dessen Armee auf.16

Es spricht also einiges dafür, dass die USA, vor allem auch um 
den chinesischen Einfluss zurückzudrängen, großes Interesse an 
einer dauerhaften Präsenz im Sudan haben: „Die USA wollen 
einen unabhängigen Staat Südsudan, um ihre politischen Ziele 
in Afrika zu erreichen“, erklärt Hani Raslan vom ägyptischen 
„Al-Ahram-Zentrum für Politische und Strategische Studien“. 
„In den letzten Tagen der Regierung George W. Bushs errich-
tete das US-Verteidigungsministerium das Afrika Kommando, 
kurz: AFRICOM, das für Militäreinsätze in Afrika zuständig ist. 
Und ein wesentliches Element dieses neuen Regionalkomman-
dos wird eine große Militärbasis sein, die im Südsudan errichtet 
werden wird, so die Hoffnung der USA.“17 

Offenbar sind hier bereits umfangreiche Absprachen getroffen 
worden, wie der den US-Hardlinern nahestehende, gewöhnlich 
gut informierte „Jamestown Monitor“ im Mai 2010 zu berich-
ten wusste: „Eine sudanesische Tageszeitung berichtete kürzlich, 
dass die SPLM ein Dokument ausgearbeitet hat, dass einem US-
Diplomaten bei seinem Besuch vorgelegt werden sollte. In ihm 
bot die SPLM an, im Tausch für logistische Unterstützung, Mili-
tärtraining und Gelder für Waffenankäufe für regionale Stabili-
tät zu sorgen und Anti-Terror-Operationen in Zusammenarbeit 
mit dem AFRICOM durchzuführen. Die Zeitung gab an, das 
Dokument sei von einem Komitee hochrangiger SPLA-Offiziere 
unter Leitung des Ministers für SPLA-Angelegenheiten angefer-
tigt worden. Der Plan wurde auf einem Treffen genehmigt, das 
von General Salva Kiir geleitet wurde. […] Es hat den Anschein, 
als erwöge die SPLM eine Rolle als US-Klient in Afrika anzu-
nehmen und zwar im Tausch gegen amerikanische Militärhilfe 
oder den Schutz im Falle eines erneuten Bürgerkrieges mit dem 
Norden in Folge des Unabhängigkeitsreferendums.“18

Laut einem Bericht der sudanesischen Tageszeitung „Alintib-
aha“ vom Juni 2010 gab es ferner auch bei einem kurz zuvor 
erfolgten USA-Besuch von SPLM-Generalsekretär Pagan 
Amum weitere Gespräche in dieser Angelegenheit: „Amum 
unterstrich bei seinem Treffen mit AFRICOM-Kommandeur 

General William Ward die Bedeutung amerikanischer Mili-
tärbasen im Sudan, um die […] Kriege und Spannungen im 
Gebiet der Großen Seen überwachen zu können. Amum teilte 
den Wunsch der SPLM-Führungsriege mit, eine solche Basis 
beherbergen zu wollen. Er sagte, sie wollten Teil des amerikani-
schen Verteidigungssystems sein. Er versprach, dass die SPLM 
den Männern auf dem amerikanischen Stützpunkt einen siche-
ren Hafen bieten und die politische Rückendeckung für die 
Überwachung der Verhältnisse in verschiedensten Teilen Afrikas 
liefern würde.“19 Die saudische Tageszeitung „Asharq Al-Awsat“ 
bestätigte ebenfalls die Existenz von Plänen für eine dauerhafte 
US-Präsenz: „Es gibt Berichte, nach denen das US-Afrika-Kom-
mando beabsichtigt, sollte sich der Süden für eine Sezession ent-
scheiden, eine Basis in Juba zu errichten.“20

Nicht einmal ausgeschlossen ist, dass der Südsudan sogar 
„Gastland“ für das AFRICOM selbst werden könnte. Jeden-
falls kündigte der neue AFRICOM-Chef Carter Ham an, 
erneut auf die Suche nach einem afrikanischen Land gehen zu 
wollen, in das das AFRICOM-Hauptquartier verlegt werden 
könnte.21 Einer der wenigen Hinweise darauf, dass die Mehr-
heit der Südsudanesen demgegenüber durchaus aufgeschlossen 
sein könnte, zumindest aber darauf, dass ein solcher Gedanke 
nicht völlig abwegig ist, liefert die „Sudan Tribune“. Das wohl 
bestbesuchte englischsprachige Sudan-Internetnachrichtenpor-
tal stellte in einer Umfrage im Sommer 2010 die Frage, ob ein 
unabhängiger Südsudan künftig das AFRICOM-Hauptquartier 
beherbergen solle. Ergebnis: 81,6% der abgegebenen Stimmen 
sprachen sich dafür, lediglich 18,4% dagegen aus.22

EU und UN: Militärische Absicherung des 
Abspaltungsprozesses

Auch die Europäische Union und die Vereinten Nationen 
haben seit Jahren massiv in den Aufbau des Südsudan und 
damit in die Vorbereitung der Sezession investiert.23 Doch die 
Unterstützungsleistungen beschränken sich nicht auf „zivile“ 
Maßnahmen. So entsendeten die Vereinten Nationen zur Über-
wachung des „Friedensabkommens“ die UN-Mission UNMIS 
in den Sudan. Gegenwärtig besteht die UNMIS aus knapp 
9.500 Soldaten (30 deutsche), 655 Polizeibeamten und 486 
Militärbeobachtern und kostet jährlich ca. 1 Mrd. Dollar. Ent-
gegen ihrem Auftrag ist die UN-Truppe alles andere als neutral, 
sie griff bspw. in innersüdsudanesischen Auseinandersetzungen 
immer wieder aktiv aufseiten der SPLM ein.24 Vor allem soll die 
Truppe gewährleisten, dass der Abspaltungsprozess reibungslos 
über die Bühne geht, weshalb man sich auf eine längere Prä-
senz einrichtet: „Das umfassende Engagement von UNMIS im 
Süden und der Ausbau des UN-Compounds in Juba deuten 
darauf hin, dass UNMIS zumindest im Süden weiterhin eine 
starke Rolle spielen könnte.“25 

Sollte es zu neuerlichen Kampfhandlungen im Sudan kommen, 
scheinen auch die EU-Kampftruppen als Verstärkung Gewehr 
bei Fuß zu stehen. So meldete der „Behörden-Spiegel“ Ende 
Januar 2011: „Wie aus Sicherheitskreisen in Brüssel zu hören ist, 
wird derzeit über die Errichtung einer EU-Battle Group für den 
Sudan nachgedacht. Konkrete Planungen existieren noch nicht, 
das Vorhaben sei noch im Stadium der ‚internen Diskussion‘.“26 
Auch der „EUObserver“ gibt an: „EU Battelgroups zur Unter-
stützung der UN-Peacekeeping-Truppen ist eine der Ideen, die 
in Betracht gezogen werden, auch wenn die Entsendung einer 
Mission zum Polizeitraining wahrscheinlicher ist.“27 Vor diesem 
Hintergrund ist die Antwort der Bundesregierung auf eine 
kleine Anfrage nach den Plänen für einen solchen Militäreinsatz 
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en regelrecht unverschämt, denn sie gab an, sie sehe „keinen Anlass 

für eine Diskussion über den Einsatz einer EU Battle Group.“28

Sezessionsspirale in Afrika?

Beobachter warnen davor, dass die Ereignisse im Sudan eine 
Spirale des Staatszerfalls in Afrika einläuten könnten: „Das 
heikle Unterfangen könnte unabsehbare Folgen für den ganzen 
Kontinent nach sich ziehen, da es mit einem Prinzip der Afrika-
nischen Union bricht. Demnach sind die einst unter kolonialer 
Herrschaft gezogenen Grenzen unabänderbar – und das nicht, 
weil sie etwa gerecht gewesen wären, sondern weil eine Abspal-
tung beispielgebend wirken könnte. ‚Dass die Sezession Südsu-
dans weitere Sezessionsbewegungen in Afrika ermutigt, ist nicht 
auszuschließen‘, kommentierte Professor Rüdiger Wolfrum vom 
Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und 
Völkerrecht in Heidelberg.“29 Und tatsächlich mehren sich die 
Berichte, wonach zahlreiche separatistische Bewegungen sich 
nun auf das Beispiel Südsudan beziehen und ihrerseits damit ihr 
Recht auf eine Abspaltung begründen.30

Ein Papier des von der US-Regierung finanzierten „US Insti-
tute for Peace“ versichert jedoch beruhigend, zwar gäbe es „viele 
Sezessionsbewegungen in Afrika, aber die meisten davon sind 
schwach und verfügen nicht über die notwendige internationale 
Unterstützung für ihre Sache, um erfolgreich zu sein. Dies mini-
miert die Wahrscheinlichkeit, dass es eine Welle von Folgese-
zessionen geben wird, sollte sich der Süden für eine Abspaltung 
entscheiden.“31 Dies trifft den Nagel auf den Kopf: es geht kei-
neswegs darum, jeder separatistischen Bewegung das Selbstbe-
stimmungsrecht (westlicherseits) zuzugestehen, sondern darum, 
beliebig zu entscheiden, wo dies opportun ist, etwa im Südsu-
dan, und wo nicht, bspw. in der Westsahara. Des Pudels Kern 
besteht darin, dass der Westen bzw. seine Unterstützung der 
Gradmesser für „legitime“ Sezessionsbestrebungen sein soll und 
niemand sonst. 

Der nahezu beliebigen Neuziehung von Grenzen sind so Tür 
und Tor geöffnet, wie etwa Allmachtsfantasien amerikanischer 
„Strategen“ zeigen.32 Die Abspaltung des Südsudan könnte 
somit der Starschuss für weitere westlich orchestrierte Sezessio-
nen sein, wie etwa von Charles Tannock, ehemaliger Koordina-
tor der konservativen EVP-Fraktion im Auswärtigen Ausschuss 
des Europäischen Parlaments, vorgeschlagen wird. In einem 
unmittelbar vor Beginn des Unabhängigkeitsreferendums ver-
öffentlichten Artikel schrieb er: „Ein unabhängiger Südsudan 
würde den Westen zwingen, sich mit der etablierten Orthodoxie 
bezüglich Afrikas auseinanderzusetzen, besonders mit der Über-
zeugung, dass Länder wie Somalia und Nigeria als Ganzes sta-
biler seien, als sie es mit zwei oder mehr Einzelteilen wären.“33 
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Die Wahlen in Côte d‘Ivoire sollten dem Land neue Einig-
keit bringen. Nun sieht es jedoch eher so aus, als würde der 
Bürgerkrieg neu eskalieren – mit der UN als Konfliktpartei.

Die UN-Mission UNOCI ist seit April 2004 in Côte d‘Ivoire 
stationiert und umfasst 7.500 Soldaten und knapp 1.500 Poli-
zisten. Sie löste damals eine Intervention der Westafrikanischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (ECOWAS) ab. Diese hatte 2003 mit 
Unterstützung der USA, Großbritanniens und Belgiens und 
finanzieller Hilfe aus dem European Development Fund in 
einen Bürgerkrieg interveniert, der ein Jahr zuvor aus einer klei-
nen Meuterei von Soldaten hervorging. Im wirtschaftlich stark 
benachteiligten Norden des Landes bildeten sich schnell ver-
schiedene Rebellengruppen, welche gegen den im Oktober 2000 
gewählten Präsidenten Gbagbo und das ihn stützende Militär 
kämpften. Vorangegangen war bereits unter dessen Vorgänger 
Henri Konan Bédié im Zuge des wirtschaftlichen Niedergangs 
des Landes (befördert durch „Strukturanpassungsprogramme“ 
der Weltbank) eine systematische Marginalisierung vermeintli-
cher „Gastarbeiter“ und der Bevölkerung im Norden sowie die 
Bewaffnung nationalistischer Jugendgruppen. Frankreich hatte 
noch vor der ECOWAS mit 4.000 Soldaten interveniert und 
eine Waffenstillstandslinie abgesichert, die bis heute das Land 
de facto teilt. Die UN-Mission UNOCI übernahm nicht nur 
die Aufgabe, den Waffenstillstand zu überwachen, sondern 
sollte zudem die Rebellen entwaffnen und in die reguläre Armee 
eingliedern. Auch die Vorbereitung und Überwachung der für 
2005 geplanten Wahlen gehörte zu ihrem Mandat, das zunächst 
nur 12 Monate umfasste.

Wählerregistrierung und die Frage der „Ivoirité“

Insgesamt fünf mal wurden die Wahlen verschoben und das 
Mandat der UNOCI verlängert. Angesichts der Lage in Côte 
d‘Ivoire mag das kaum verwundern: Wie soll ein zutiefst gespal-
tenes Land einen gemeinsamen Präsidenten wählen, ohne dass 
sich eine der beiden gut bewaffneten Parteien ausgebootet vor-
kommt?

Besonders mit der Wählerregistrierung hat die UNOCI eine 
delikate Angelegenheit übernommen. An ihr war es nun, zu ent-
scheiden, wer als Ivoirer gilt und wer nicht – und damit auch 
über den wahrscheinlichen Wahlausgang selbst. Wie entschei-
dend die Frage der Zugehörigkeit ist, kann nicht nur damit illu-
striert werden, dass der ganze Bürgerkrieg mit ihr seinen Anfang 
nahm, sondern auch dadurch, dass der jetzt vermeintlich sieg-
reiche Präsidentschaftskandidat Ouattara 2000 noch von der 
Wahl ausgeschlossen wurde, da er keine ivoirische Staatsbür-
gerschaft nachweisen konnte. Kein Wunder, dass er damit zur 
Identifikationsfigur der Ausgegrenzten wurde. Offiziell begann 
die Wählerregistrierung am 15. September 2008 und sollte zwei 
Monate dauern – letztlich zog sie sich fast zwei Jahre hin und 
war natürlich Gegenstand zahlreicher Interventionen durch die 
Konfliktparteien und auch durch externe Akteure. Mehrfach 
kam es zu konzertierten Angriffen auf die Registrierungsbüros 
durch Anhänger der einen oder anderen Seite, ausbleibende 

Lohnzahlungen führten zu Streiks 
unter den eingesetzten Beamten. 
Im Verlaufe der Wählerregistrierung 
wurde jedoch auch zunehmend die 
ausbleibende Entwaffnung der Rebel-
len zum Hindernis. Ein UN-Bericht 
vom Januar 2009 hatte noch festge-
stellt, dass bis zu diesem Zeitpunkt 

lediglich „etwa 10 Waffen und etwas Munition“ eingesammelt 
worden wären. Insbesondere Gbagbo argumentierte mehrfach, 
ohne eine umfangreiche Entwaffnung könnten Wahlen keinen 
friedlichen Verlauf nehmen. Doch der Druck der „Internatio-
nalen Gemeinschaft“ auf Gbagbo und die „Unabhängige Wahl-
kommission“ nahm zu, sodass am 31. Oktober die erste Runde 
der Präsidentschaftswahl durchgeführt wurde. Wahlberechtigt 
waren dabei insgesamt 5,78 Mio. Ivoirer – im Januar 2009 – 
kurz nach Beginn der Wählererfassung – hatte die UN noch mit 
9 Mio. Wahlberechtigten gerechnet.

Der „Wille des Volkes“?

Die erste Wahlrunde verlief weitgehend friedlich. Gbagbo 
erhielt 38%, Ouattara 32% und Bédié 25% der Stimmen. In 
der Stichwahl vom 28.11.2010 zeigte sich die tiefe Spaltung 
des Landes hingegen sehr deutlich: Nach Angaben der Unab-
hängigen Wahlkommission unterlag der amtierenden Präsi-
denten Laurent Gbagbo mit 45.9% (2.1 Mio. Wähler_innen) 
knapp dem Herausforderer Ouattara mit 54.1% (2.5 Mio. 
Wähler_innen). In den nordwestlichen Provinzen Denguélé, 
Savanes und Worodougou erzielte Ouattara Traumergebnisse 
von 97.8%, 93.5% und 94.7%, in den südöstlichen Provinzen 
um die Hauptstadt Abidjan herum unterlag er hingegen meist 
deutlich Gbagbo. In der Hauptstadt selbst ging die Wahl denk-
bar knapp mit 51.9% zu 48.1% für Gbagbo aus. Die Partei 
Gbagbos legte gegen diese Wahlergebnisse Einspruch beim ivoi-
rischen Verfassungsrat rat ein. Erstens sei es besonders in den 
nördlichen Provinzen zu Behinderungen und Einschüchterun-
gen gegen die Wahlkämpfer und Anhänger Gbagbos gekom-
men. Diese Behauptung wurde zwar nicht weiter substantiiert 
und auch von keinen internationalen Beobachtern bestätigt, 
erscheint allerdings angesichts der überwältigenden Mehrheit 
für Ouattara keineswegs abwegig. In einigen Bezirken war es 
sicher kein Vergnügen für die vereinzelten bekannten Anhän-
ger Gbagbos, Wahlplakate aufzuhängen oder zur Wahlurne zu 
gehen. Der zweite Vorwurf bezog sich darauf, dass die Wahl-
ergebnisse nicht nach der in der ivoirischen Verfassung vorge-
sehenen Prozedur bestätigt und veröffentlicht wurden. Nach 
dieser müssen die Wahlergebnisse innerhalb von drei Tagen eben 
dem Verfassungsrat übergeben und von diesem letztlich bestä-
tigt werden. Der Verfassungsrat, der mit Anhängern Gbagbos 
durchsetzt ist und schon mehrfach zu dessen Gunsten entschie-
den hat (u.a. durch den Ausschluss Ouattaras von den Wahlen 
2000), hat entsprechend die Wahlergebnisse der Wahlkommis-
sion revidiert und Gbagbo zum Sieger erklärt, woraufhin dieser 
sich vereidigen ließ.

Allerdings – so die Lesart Ouattaras und der UN – fanden die 
Wahlen im Rahmen des von UN, AU und ECOWAS ausgehan-
delten Abkommen von Ouagadougou von 2007 statt. Gbagbo 
selbst habe durch ein Dekret in Umsetzung dieses Abkommens 
eine andere Prozedur für die Bestätigung der Wahlergebnisse in 
Kraft gesetzt, wonach die Wahlkommission das Ergebnis eben-
falls innerhalb von drei Tagen sowohl an den Verfassungsrat als 
auch an den UN-Sondergesandten (und Leiter der UN-Mis-

Multilaterale Wahlen bringen 
Bürgerkrieg
von Christoph Marischka
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en sion) übermitteln und diese das Ergebnis bestätigen sollen. Was 

geschehen sollte, falls Verfassungsrat und UN-Sondergesandter 
keine Einigkeit über die Ergebnisse erzielen, war darin jedoch 
nicht vorgesehen. Zudem wurde die Frist von drei Tagen beiden 
gegenüber nicht eingehalten. Damit wurden sowohl die Vor-
gaben der Verfassung, als auch des Dekrets zur Umsetzung des 
Abkommens von Ouagadougou nicht erfüllt.

Die Einstimmigkeit der Kommentare

Vor diesem Hintergrund kann man es durchaus als Anmaßung 
bezeichnen, dass der UN-Sondergesandte und Leiter der UN-
Mission, Choi Young-Jin, vor dem UN-Sicherheitsrat die von 
der Wahlkommission veröffentlichten Ergebnisse bestätigte und 
Ouattara zum Sieger erklärte. Choi sagte zudem aus, die Wahlen 
hätten in einem „demokratischen Klima“ stattgefunden, wäh-
rend die International Crisis Group erst eine Woche zuvor von 
gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen den Anhängern 
der beiden Kandidaten, einer „brutalen“ Rhetorik im Wahl-
kampf und einem allgemein „im Niedergang begriffenen politi-
schen Klima“ berichtet hatte.

Während die US-Botschafterin bei der UN und gegenwärtige 
Vorsitzende des UN-Sicherheitsrates, Susan Rice, Chois Bericht 
gleich zum Anlass nehmen wollte, Ouattara von New York aus 
zum Präsidenten zu ernennen und die UN-Vertreter von der 
Elfenbeinküste für illegitim zu erklären, warnte vor allem der 
russische UN-Botschafter vor solch einem Präzedenzfall: Es sei 
nicht Aufgabe des UN-Sicherheitsrates, über den Ausgang von 
Wahlen zu entscheiden. Daraufhin wurde die Sitzung unterbro-
chen und viel telefoniert. Zwei Stunden später traf man wieder 
zusammen und konnte sich auf einen Beschluss der ECOWAS 
beziehen, die zwischenzeitlich Ouattara zum Sieger erklärt hatte 
und die Mitgliedschaft Côte d‘Ivoires aussetzte, bis der Staat 
wieder die verfassungsmäßige Ordnung angenommen hat. 
Anschließend beeilten sich die Sprecher der USA, der EU und 
ihrer Mitgliedsstaaten schnell Ouattara zum Sieger zu erklä-
ren und Gbagbo aufzufordern, die Macht abzugeben. In einer 
Pressemitteilung vom 3. Dezember 2010 „gratuliert“ auch die 
EU-Außenbeauftragte Catherine Ashton Alassane Ouattara zu 
seinem Sieg bei den Präsidentschaftswahlen in Côte d‘Iviore und 
forderte sie „alle Parteien des Wahlprozesses auf, den Willen des 
Volkes und die Ergebnisse der Wahl, wie sie vom Sondergesand-
ten des UN-Generalsekretärs zertifiziert wurden, zu akzeptie-
ren“.

Die übereinstimmende und entschlossene Parteinahme von 
UN und USA (wobei US-Botschafterin Rice oft keinen großen 
Unterschied zwischen ihrer Rolle als Vertreterin der USA und 
Vorsitzende des Sicherheitsrates machte) der EU und ihrer 
Mitgliedsstaaten, der ECOWAS und zuletzt auch der Afrika-
nischen Union schien zumindest in Teilen abgesprochen und 
wurde auch von den Medien fast ausnahmslos so übernommen. 
Dahinter mag auch die Motivation gesteckt haben, dass jegliches 
Zögern oder jegliche Aussicht auf Anerkennung des vermeintli-
chen Wahlsiegs Gbagbos diesen in seinen Ambitionen, an der 
Macht zu bleiben, bestärken und somit zu einer Eskalation in 
Côte d‘Ivoire beitragen könnte. Allerdings hat die „Internatio-
nale Gemeinschaft“ selbst durch ihr Beharren auf der Durchfüh-
rung der Wahlen, die ausbleibende Entwaffnung der Rebellen 
im Norden und ihre einseitige Unterstützung dieser bereits im 
Vorfeld die Bedingungen für eine solche Esklation geschaffen. 
Auch ihre ungeteilte Unterstützung für Ouattara könnte sich 
bald als explosiv herausstellen und eine ganz neue Konfliktkon-
stellation in Westafrika heraufbeschwören, welche der UN und 

anderen Internationalen Organisationen dauerhaften Schaden 
zufügen wird.

Die ehemalige Kolonialmacht, die EU und die UN

Während Gbagbo im Süden und der Hauptstadt die Kontrolle 
über die staatlichen Medien, Polizei und Militär hat und sich 
ungehindert zwischen den Regierungsgebäuden bewegen kann, 
musste sich Ouattara in einer Hotelanlage verschanzen und 
wird dort von UN-Soldaten geschützt. Die Demonstrationen, 
zu denen Ouattara aufgerufen hatte, wurden von den staatlichen 
Sicherheitskräften aufgelöst, den UN-Soldaten hingegen von 
Ouattaras Anhängern zugejubelt. Im Norden errichteten verein-
zelt Mitglieder der Rebellengruppen – ebenfalls ungehindert von 
den UN-Soldaten – Straßensperren und unterbrachen somit die 
wichtigsten Verbindungen zwischen Norden und Süden. Somit 
ergibt sich die Situation, dass die staatlichen Sicherheitskräfte 
im Süden erneut den Rebellen gegenüberstehen, jetzt aber die 
UN-Truppen im Land eindeutig Partei für letztere ergreifen. 
Aus einer UN-Truppe, die einen Waffenstillstand überwachen 
und Wahlen organisieren sollte, ist von der strategischen Lage 
her eher eine Interventionstruppe geworden, sie steht einem 
staatlich organisierten Militär gegenüber, das einem de-facto-
Präsidenten gehorcht, der die UN mittlerweile zum Verlassen 
des Landes aufgefordert hat.

Natürlich ist die UNOCI weder vom Mandat noch von der 
Ausrüstung her fähig, dem ivoirischen Militär und den „patrio-
tischen“ Milizen die Stirn zu bieten. Bereits den Übergriffen der 
ivoirischen Sicherheitskräfte auf Oppositionelle in der Haupt-
stadt und auch den ersten Angriffen und Einschüchterungen 
gegenüber Angehörigen der UNOCI selbst stand sie bislang 
hilflos gegenüber. Brisanz erhält in diesem Kontext aber v.a. 
die Anwesenheit von rund 1.000 französischen Elitesoldaten, 
die bereits in der Vergangenheit eng mit der UNOCI koope-
riert haben und bereits im November 2004 in Abstimmung 
mit der UNOCI Luftschläge gegen Stellungen des ivoirischen 
Militärs durchführten. Diese führten seinerzeit zu einer Welle 
anti-französischer Proteste in Côte d‘Ivoire, in denen die Prä-
senz französischer Soldaten als Fortführung der kolonialen 
Einflußnahme und die UN als Handlanger der ehemaligen 
Kolonialmacht bezeichnet wurden. Dass es nun ausgerechnet 
der französische Präsident Sarkozy war, der Gbagbo stellvertre-
tend für die EU ein Ultimatum stellte und Zwangsmaßnahmen 
androhte, wurde entsprechend kritisch in einigen afrikanischen 
Medien kommentiert. Dass eine Sprecherin des neuen Europä-
ischen Auswärtigen Dienstes die bereits am Wochenende zuvor 
beschlossenen Sanktionen der EU gegen Gbagbo und 18 weitere 
Personen unmittelbar nach dem Beschluss des UN-Sicherheits-
rates, die UNOCI zu verlängern und aufzustocken, ankündigte, 
verstärkte die Wahrnehmung, dass UN und die ehemalige 
Kolonialmacht in enger Abstimmung agieren. „Die Vereinten 
Nationen stocken ihre Truppe auf, Brüssel setzt Sanktionen in 
Kraft“ schrieb beispielsweise Spiegel-Online. Das demonstriert 
zwar wie gewünscht Geschlossenheit in der „Internationalen 
Gemeinschaft“, verstärkt aber andererseits auch den Eindruck, 
die UN seien ein Instrument kolonialer Einflussnahme unter 
der Regie Frankreichs und der USA. Gbagbo erleichtert dies, 
sich als Verteidiger der ivoirischen Souveränität zu gebärden und 
seine politischen Gegner in einer ohnehin nationalistisch aufge-
ladenen Konfliktkonstellation als Kollaborateure ausländischer 
Interessen aussehen zu lassen – und damit die nationalistische 
Gewalt gegen diese weiter anzuheizen. Mittelfristig könnte diese 
Strategie erfolgreich sein. Aus der zweiten und Dritten Reihe 
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afrikanischer Diplomaten wird längst die Vermutung geäußert, 
dass in Côte d‘Ivoire alles auf eine Art „Regierung der nationalen 
Einheit“ hinausläuft, bei der beide Kandidaten an der Macht 
beteiligt werden und die Spaltung des Landes aufrecht erhalten 
wird.

Drohender Bürgerkrieg

Denn die Alternative hierzu wäre ein Bürgerkrieg. Ähnlich 
wie in Somalia gäbe es einerseits eine international anerkannte 
Regierung, die jedoch nur unter Schutz der UN in einem 
Hotel agieren kann, während sie in der Hauptstadt und weiten 
Teilen des Landes keine Kontrolle ausübt und keine Legitimität 
genießt. Viel mehr noch als in Somalia besteht die Gefahr, dass 
der Bürgerkrieg auch auf die benachbarten Länder übergreift, 
weil die Bürgerkriege in Côte d‘Ivoire, Liberia, Sierra Leone 
und Guinea bereits zuvor eng miteinander verwoben waren. Als 
alamierend bezeichnete jetzt schon Susan Rice Berichte, nach 
denen „Söldner“ aus Liberia in Abidjan angekommen seien, um 
Gbagbo zu unterstützen. Die UN hatten jedoch am 24.11.2010 
ihrerseits mit der Resolution 1951 ermöglicht, dass Soldaten der 
UNMIL im benachbarten Liberia vorübergehend zur Unter-
stützung der UNOCI nach Côte d‘Ivoire verlegt werden sollen 
– ein außergewöhnlicher Schritt, der angesichts des „demokrati-
schen Klimas“, in dem die Wahlen scheinbar stattfanden, wenig 
nachvollziehbar ist.

Als „Dritter Weg“ ist derzeit die Eliminierung Gbagbos im 
Gespräch. Vom UN-Mandat wäre ein solcher Schritt nicht 
gedeckt und auch Frankreich wird zögern, eine solch drastische 
Maßnahme zu ergreifen. Es sei denn, es läge ein Haftbefehl des 
Internationalen Strafgerichtshofs vor. Chef-Ankläger Moreno-
Ocampo hat bereits entsprechende Warnungen ausgesprochen: 
Wer an der Elfenbeinküste Gewalt gegen Zivilisten oder gar 
UN-Soldaten anzettele, werde sich in Den Haag wiederfinden. 
UN-Generalsekretär Ban Ki-moon und Susan Rice – in welcher 
Rolle diesmal blieb unklar – nahmen diese Drohung wohlwol-
lend auf und wiederholten sie ihrerseits. Damit hat sich der 
Internationale Strafgerichtshof erneut zugunsten der ehemaligen 
Kolonialmächte parteiisch in eine weltpolitische Angelegenheit 
eingemischt. Zuletzt war dies in dieser Deutlichkeit gegenüber 
dem sudanesischen Präsidenten al-Bashir 2008/2009 der Fall – 
dem bislang einzigen amtierenden Präsidenten, gegen den ein 
Haftbefehl des Internationalen Strafgerichtshofs vorliegt. Dieser 
Haftbefehl spielt eine entscheidende Rolle dabei, den Süden des 
Landes vom Sudan abzuspalten, hat aber das Ansehen des Inter-
nationalen Strafgerichtshofes in Afrika schwer beschädigt. Denn 
bislang hat dieser nur gegen Politiker und Milizionäre aus Afrika 
ermittelt, dadurch die Lage in verschiedenen Konflikten eher 
eskaliert. Die Verbrechen al-Bashirs seien nicht schlimmer als 
die eines George W. Bushs hieß es in afrikanischen Medien und 
unter Diplomaten der Afrikanischen Union. Diese beschloss 
daraufhin, den Haftbefehl gegen al-Bashir nicht zu vollstrecken.

Per Sanktionen Wahlen entscheiden

Auch zu den von der EU verhängten Sanktionen gegen 
Gbagbo und sein politisches Umfeld hat sich die AU bislang 
zögerlich verhalten. In der Vergangenheit hatte die EU gerade 
in Westafrika demonstriert, wie selektiv und interessengeleitet 
sie dieses Instrument einsetzt. Nach dem Putsch 2008 in Mau-
retanien hat sie auf vergleichbare Sanktionen verzichtet und ihre 
Zusammenarbeit mit der Putschregierung – beispielsweise bei 
der Bekämpfung illegaler Migration – nahzu ungebrochen fort-

geführt. So war es den Putschisten möglich, sich bei anschlie-
ßend ausgerichteten Wahlen, die keinerlei demokratischen 
Standards genügt haben, bestätigen zu lassen. Auch in Guinea 
reagierte sie zögerlich auf den Putsch wenige Monate später. 
Erst nachdem dessen Führer Moussa Dadis Camara zunehmend 
eine antikoloniale Rhetorik an den Tag legte und umfangreiche 
Verträge mit China abschloss, verhängte sie Sanktionen gegen 
die gesamte Führung der Putschisten. Nach geheimen Ver-
handlungen wurden die Sanktionen gegen einzelne Putschisten 
aufgehoben. Unter diesen war auch Camaras Rivale Sékouba 
Konaté, welcher die Führung der Putschregierung übernahm, 
nachdem Camara knapp ein Jahr nach seinem Putsch in den 
Kopf geschossen wurde und aus dem Land floh. Vertreter der 
USA und der EU äußerten danach offen ihre Präferenz für 
Konaté und die USA räumten Bemühungen ein, eine Rückkehr 
Camaras dauerhaft zu verhindern. Dessen Gesundheitszustand 
und genauer Aufenthaltsort ist gegenwärtig unbekannt. Auch 
Jean-Pierre Bemba, der 2006 in der Demokratischen Republik 
Kongo bei einer dubiosen und von einer EU-Militärmission 
begleiteten Wahl gegen Joseph Kabila unterlag, wird wohl nie-
mals in das Land zurückkehren, in dem er mit über 40% zum 
Führer der Opposition gewählt wurde. Nachdem er von Kabila 
in einer Militäroffensive aus dem Land gejagt wurde und in Bel-
gien Zuflucht erhielt, wurde er dort später auf der Grundlage 
eines Haftbefehls des Internationalen Strafgerichtshofs festge-
nommen.

Entsouveränisierung, Nationalismus, Bürgerkrieg

Es gab zahlreiche Unstimmigkeiten bei der zweiten Runde der 
Präsidentschaftswahlen in Côte d‘Ivoire. Selbst wenn das von 
der UNOCI bestätige Ergebnis zutreffend sein sollte, bestätigt 
es lediglich die tiefe Spaltung des Landes und dass von einem 
einheitlichen „Willen des Volkes“ keine Rede sein kann. Nach-
dem die „Internationale Gemeinschaft“ unter Führung der USA 
und der EU bereits auf die Rahmenbedingungen der Wahl mas-
siven Einfluss genommen hat, nimmt sie nun auch für sich in 
Anspruch, den Sieger zu bestimmen – Verhandlungen und Ver-
mittlungen werden somit blockiert. Die Folge könnte ein Bür-
gerkrieg sein.

Côte d‘Ivoire ist dabei nur das aktuellste von zahlreichen Bei-
spielen, in denen die ehemaligen Kolonialmächte massiv in die 
Regierungsbildung afrikanischer Staaten eingreifen und hierzu 
die UN, den Internationalen Strafgerichtshof, die Afrikanische 
Union und subregionale Organisationen wie die ECOWAS 
instrumentalisieren. Die Internationalen Organisationen verlie-
ren hierdurch an Legitimität und werden zu Konfliktparteien. Es 
setzt sich damit ein Trend fort, der untrennbar mit der Aufgabe 
des Souveränitätsprinzips verbunden ist: multilaterale Einsätze 
von UN- oder AU-Truppen in Bürgerkriegen, welche die ehem-
ligen Kolonialmächte, USA und EU meinen, von außen steu-
ern zu können, neue Grenzziehungen und die Entscheidungen 
über Wahlergebnisse von New York und Brüssel aus. Dagegen 
regt sich langsam Widerstand in der Afrikanischen Union und 
einzelnen afrikanischen Staaten (Tschad, Kongo, Côte d‘Ivoire) 
die in jüngster Zeit die UN zum Verlassen ihres Territoriums 
aufgefordert haben. Auch in der Bevölkerung wächst die Wahr-
nehmung der „Internationalen Gemeinschaft“ und ihrer Institu-
tionen als neuer Form des Kolonialismus. Bedauerlich nur, dass 
diese antikoloniale Wut – wie in Côte d`Ivoire – von Diktatoren 
in eine nationalistische und fremdenfeindliche Agenda integriert 
werden kann. Nationalismus und Demagogie haben Konjunk-
tur in Zeiten des Souveränitätsverlustes – nicht nur in Afrika.
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Nachdem der Deutsche Bundestag den Afghanistan-Einsatz 
am 28. Januar erneut mit großer Mehrheit um 12 Monate ver-
längert hatte, taten die deutschen Medien gerade so, als wäre 
damit der Abzug der NATO-Truppen aus Afghanistan einge-
leitet. Dass dies mitnichten der Fall ist, wurde während der 
Debatte im Bundestag mehr als deutlich. Man hat sich zwar 
das Ziel gesetzt, möglichst bis 2014 die „Verantwortung“ der 
afghanischen Regierung und den Sicherheitskräften zu „über-
geben“ und damit einen Großteil der eigenen Truppen abzie-
hen zu können. Dies sei allerdings stark davon abhängig, ob 
Afghanistan bis zu diesem Zeitpunkt dazu „bereit“ sei. Um die 
„Übergabe in Verantwortung“ vollziehen zu können, wird der 
afghanischen Regierung ein riesiger Sicherheitsapparat an die 
Hand gegeben, der im Sinne der NATO die Aufständischen in 
Afghanistan bekämpfen und die Bevölkerung unter Kontrolle 
halten soll. Um allerdings zu gewährleisten, dass die afghanische 
Polizei und Militär den Krieg im Interesse des Westens weiter-
führen werden, sollen auf unbestimmte Zeit Spezialeinheiten 
und Geheimdienste im Land bleiben, wie Verteidigungsminister 
Guttenberg schon im Juli 2010 deutlich machte: „Wir müssen 
uns schon jetzt Gedanken machen über Nachsorgeelemente. 
[...] Wenn man dauerhaft keine Gefährdung für die internatio-
nale Gemeinschaft wünscht, beinhaltet das auch die internatio-
nale Koordination des Einsatzes von Nachrichtendiensten und 
Spezialkräften“. 1

In dem Sinn ist auch das auf dem NATO-Gipfel in Lissabon 
im November 2010 geschlossene langfristige Partnerschafts-
abkommen zu verstehen, in dem die NATO der afghanischen 
Regierung versichert, sie auf unbestimmte Zeit sicherheitspoli-
tisch vor allem mit Ausbildern und Spezialkräften zu unterstüt-
zen.2 

Mit diesen und anderen Maßnahmen bereitet sich die NATO 
darauf vor, den Großteil der eigenen Truppen aus Afghanistan 
abzuziehen und dennoch zu gewährleisten, dass die von ihnen 
eingesetzte Regierung auch weiterhin an der Macht bleibt und 
den Krieg in Afghanistan in ihrem Sinne weiterführt. 

„Die Leute vor Ort machen die Drecksarbeit“

Den Krieg gegen die Taliban-Regierung hatte der Westen 
innerhalb weniger Wochen gewonnen: Die wichtigsten Städte 
und Infrastrukturen waren eingenommen, und eine Übergangs-
regierung war eingesetzt. Doch die anschließende Besatzung mit 
dem Ziel, die Macht der neuen Elite zu konsolidieren, verlief 
vor allem für die afghanische Bevölkerung, aber auch für die 
NATO-Truppen überaus blutig. 

Mit der Eskalation des Krieges gegen die Aufständischen wurde 
der Aufbau der lokalen Sicherheitskräfte immer wichtiger. Der 
afghanischen Armee und Polizei den Krieg gegen die Aufständi-
schen zu überlassen, hat für die International Security Assistance 
Force (ISAF) den Vorteil, dass sie weniger als Besatzer in Erschei-
nung tritt. Dies verringert zum einen die Gefahr für die eigenen 
Truppen. Zum andern erhofft man sich, den Widerstand gegen 
die Besatzung mindern zu können. Die ISAF-Truppen sollen 

eher im Hintergrund agieren und 
die lokalen Sicherheitskräfte dirigie-
ren – so der Plan. Hierzu wurden die 
Zielgrößen für die afghanische Armee 
und Polizei kontinuierlich nach oben 
gesetzt: Inzwischen soll die Armee bis 
Ende 2011 auf 171.600, die Polizei 
auf 134.000 Köpfe angewachsen sein. 
Da ihnen aber die logistischen, nach-

richtendienstlichen und finanziellen Mittel fehlen, bleiben sie 
dennoch vollkommen abhängig von der NATO. Diese Abhän-
gigkeit verringert gleichzeitig die Gefahr, dass sich die lokalen 
Sicherheitskräfte selbst gegen die ausländische Besatzung zur 
Wehr setzen. Diese nicht nur in Afghanistan verfolgte Logik 
beschreibt eindrucksvoll ein Szenario des „Fourth Generation 
Seminar“, eines Think-Tanks des US-Militärs: „Wir durchkäm-
men nie ganze Viertel. Wir treten nie Türen ein. Wir terrorisie-
ren nie Zivilisten oder lassen sie ins Kreuzfeuer geraten. Wenn 
wir jemanden angreifen müssen, dann lassen wir die Aufgabe 
am liebsten von jemand anderem ausführen. Die Leute vor Ort 
machen die schmutzige Arbeit und wir hinterlassen keine ame-
rikanischen Spuren.“3 

Polizeiaufbau unter Regie des Militärs

Dem Aufbau der Polizei wurde zunächst international eine ver-
gleichsweise geringe Aufmerksamkeit geschenkt. Dies änderte 
sich grundlegend, als es darum ging, Gebiete, aus denen man 
die Aufständischen vertrieben hatte, auch zu halten. Diese Auf-
gabe sollte die Polizei übernehmen. Deutschland, seit 2002 ver-
antwortlich für den Polizeiaufbau, hatte in den ersten Jahren 
ausschließlich Polizisten des mittleren und gehobenen Dienstes 
ausgebildet und eine Polizeiakademie aufgebaut. Weil Deutsch-
land in den ersten Jahren nur geringe Erfolge zu verbuchen 
hatte, entschlossen sich die USA selbst Polizisten auszurüsten 
und auszubilden, die den Krieg gegen die Aufständischen mit-
führen sollen. 

2007 gab Deutschland die Verantwortung für die Koordina-
tion und die Ausarbeitung einer Strategie des Polizeiaufbaus an 
die EU-Mission EUPOL-Afghanistan ab. Die USA erkannten 
jedoch die Koordinatorenrolle von EUPOL in diesem Bereich 
nicht an, sondern betrieben ihre Bemühungen zum Polizeiauf-
bau weiterhin in eigener Regie. Zentrale Rolle spielt dabei das 
dem Pentagon unterstehende, also militärische Combined Secu-
rity Transition Command CSTC-A. 2009 wurde die NATO 
Training Mission Afghanistan (NTM-A) beschlossen, deren 
Kommandeur seither auch dem CSTC-A vorsteht. Diese mili-
tärische Mission ist u.a. verantwortlich für die Ausarbeitung der 
Polizeiausbildungspläne und die Rekrutierung der Polizisten 
und deren Transport zu den Ausbildungszentren. Die Europä-
ische Gendarmerietruppe (EGF), die formell unabhängig von 
EUPOL agiert und eine afghanische Gendarmerie aufstellen 
soll, ist ebenfalls der NTM-A zugeordnet. 

EUPOL ist mit 284 Beamten in Afghanistan präsent, davon 
165 Polizisten der EU-Mitgliedstaaten. Die Kosten der Mis-
sion beliefen sich bis Mitte 2010 auf rund 125 Mio. Euro, bis 
Mai 2011 sind weitere 54,6 Mio. Euro eingeplant. Deutschland 
betreibt zusätzlich zu EUPOL ein bilaterales Polizeihilfeprojekt, 
das German Police Project Team Afghanistan (GPPT). Diesem 
gehörten 2009 77 Polizisten an, heute sind es 201. Die Mittel, 
die Deutschland für den Polizeiaufbau in Afghanistan insgesamt 
aufwendete, beliefen sich bis 2009 auf 168,14 Mio. Euro. Mehr 
als die Hälfte entfällt dabei auf 2008 und 2009. Eigene Polizei-

Bodentruppen der Besatzung: 
Polizeiaufbau in Afghanistan
von Jonna Schürkes



Inform
ationsstelle M

ilitarisierung (IM
I) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen

12  Ausdruck Januar 1/2011

ausbildungsprogramme betreiben auch Australien, Frankreich, 
Großbritannien, Italien, Kanada, Neuseeland und die Türkei. 
Alle diese Programme setzen auf unterschiedliche Ausbildungs-
methoden und Inhalte. 

Inzwischen wurde die afghanische Polizei in mehrere Teilpo-
lizeien untergliedert: eine Art Gendarmerie (ANCOP), die vor 
allem für die Niederschlagung von Unruhen, Demonstrationen 
und die Bekämpfung des Terrorismus eingesetzt werden soll; 
eine Grenzpolizei (ABP), die bisher hauptsächlich an der Grenze 
zu Pakistan eingesetzt wird, und eine allgemeine Polizei (AUP), 
die alle anderen Aufgaben übernehmen soll. Gemeinsam ist den 
Polizisten all dieser Einheiten, dass sich die kurze Ausbildung, 
die ihnen zuteil wird, auf den Einsatz von Waffen und nicht auf 

den Umgang mit der Zivilbevölkerung konzentriert. Im März 
2010 wurde die Basisausbildung „auf Beschluss des afghanischen 
Innenministers“ zusätzlich von acht auf sechs Wochen gekürzt.4 
Neben diesen drei Polizeieinheiten werden zusätzlich Milizen 
bewaffnet. Diese erhalten – wenn überhaupt –eine wenige Stun-
den dauernde Ausbildung, einen geringen Lohn und sollen die 
afghanischen und internationalen Truppen unterstützen.5 

Schlecht bezahlt, korrupt und hochgradig gefährdet

Seit 2003 sind ca. 4500 afghanische Polizisten getötet und 
zahlreiche verletzt worden.6 Grund dafür ist vor allem, dass die 
Polizisten diejenigen sind, die in der ersten Reihe gegen die Auf-
ständischen kämpfen. Sie werden nach der gewaltsamen Vertrei-
bung der Widerstandsgruppen zurückgelassen, um die Gebiete 
zu halten. Für die Aufständischen sind sie leicht angreifbare 
Handlanger der verhassten Regierung und der ausländischen 
Besatzung. Daher und aufgrund des miserablen Lohns (einfache 
Polizisten verdienen derzeit 165 Dollar im Monat), der oft gar 
nicht, nicht vollständig oder verspätet ausgezahlt wird, deser-
tieren viele Polizisten mitsamt Waffe und Uniform oder laufen 
zu den Aufständischen über. Die Bundesregierung spricht von 
einer „Schwundrate“ von  über 20%.7 Die derzeitige Stärke der 
Polizei kann daher nur sehr vage geschätzt werden: nach Anga-
ben der NATO betrug sie im Mai 2010 104.459 Polizisten, der 
International Crisis Group zufolge waren im Februar 2010 nur 
56.000 im Dienst8. Die NATO bezieht sich bei ihren Angaben 
auf die Anzahl derjenigen, die ein Polizistengehalt ausgezahlt 
bekommen, was allerdings mitnichten der Anzahl der als Poli-
zisten arbeitenden entspricht. Geht es darum, den vermeintli-
chen Erfolg des Polizeiaufbaus zu dokumentieren – bezieht sich 
die Bundesregierung gerne auf diese Zahlen, auch wenn sie an 
anderer Stelle zugeben muss, dass: „Angaben darüber, wie viele 
afghanische Polizisten, die seit 2002 von den verschiedenen 
internationalen Akteuren aus- und fortgebildet worden sind, 
noch im afghanischen Polizeidienst sind, […] der Bundesre-
gierung nicht vor[liegen]. Solche Angaben sind angesichts des 
schwierigen afghanischen Umfelds und der begrenzten Verwal-
tungskapazität des afghanischen Innenministeriums praktisch 
nicht zu erheben“.9 Zuständig für eine Verbesserung eben jener 
„Verwaltungskapazitäten“ im Innenministerium ist seit 2007 
EUPOL. 

Diejenigen Polizisten, die sich im Dienst befinden, bessern ihr 
Gehalt vielfach durch Korruption, Erpressung oder Diebstahl 
auf. 2007 veröffentlichte die „Afghan Research and Evaluation 
Unit“, eine von EU und UN finanzierte Forschungsorganisa-
tion, eine Studie mit dem bezeichnenden Titel „Cops or Rob-
bers?“. Darin werden zahlreiche Afghanen interviewt, die nichts 
Gutes über die Polizei zu erzählen haben. Ein LKW-Fahrer wird 
mit den Worten zitiert: „Vergesst die Taliban. Unser größtes Pro-
blem ist die Polizei.“10 Auch in einem Artikel der Zeitschrift des 
deutschen Reservistenverbandes „loyal“ vom März 2010 heißt es: 
„Polizisten werden in Afghanistan oft wie Aussätzige behandelt. 
Die Bevölkerung verachtet sie, sie gelten als korrupte Wegelage-
rer. Regelmäßig kassieren sie Autofahrer an Kontrollstellen ab, 
um ihren Monatsverdienst von 120 bis 150 Dollar aufzubessern. 
Sie sind vielfach nicht die Lösung des afghanischen Problems, 
sondern deren Ursache“.11 Eine neue Studie von „Integrity 
Watch Afghanistan“ 12 und ein kürzlich erschienener Bericht der 
International Crisis Group kommen zu ähnlichen Ergebnissen. 
In diesem heißt es: „Geschaffen, finanziert und überwacht durch 
die USA und ihre NATO-Verbündete, handelt es sich bei der 
ANP um eine korrupte, brutale und räuberische Einheit“.13 

Deutsche Gesamtkosten für den Aufbau der Polizei

Die hier aufgeführten Kosten beinhalten die Auslandsbe-
dingten Personalmehrkosten, Ausstattungshilfe, die Ausbil-
dungshilfe und die Einzahlungen Deutschlands in den „Law 
and Order Trust Fund for Afghanistan“, aus dem die Gehäl-
ter der afghanischen Polizisten bezahlt werden. 

2002 13
2003 12,5
2004 10,4
2005 10,3
2006 15,9
2007 11
2008 34,5
2009 60,54
Gesamt 168,14 

Quelle: BT-Drs. 17/2878 vom 08.09.2010

Polizeiaufbau durch die GTZ

Im Auftrag verschiedener deutscher Ministerien und ande-
rer Geber ist die GTZ seit Jahren in den Polizeiaufbau ein-
gebunden. Im Auftrag des Auswärtigen Amtes führt sie ein 
Projekt zur „Stärkung und Bündelung der deutschen und 
internationalen Hilfe für die afghanische Polizei“1 durch. 
Dabei unterstützt sie das bilaterale Projekt Deutschlands 
(GPPT), die EU-Mission (EUPOL -Afghanistan) und den 
„Internationale Koordinierungsausschuss“ für den Polizei-
aufbau „bei der Entwicklung, Planung und Implementie-
rung von Polizeiprojekten und fördert die Abstimmung der 
verschiedenen Geber untereinander und mit der afghani-
schen Regierung“. 2 Darüber hinaus baut sie Polizeistationen 
und Ausbildungszentren, stattet diese aus und führt Alpha-
betisierungskurse für Polizisten durch.3 Auch leistete sie 
Ausstattungshilfe für die afghanische Polizei – beispielsweise 
installierte sie Sicherheitsschleusen am Flughafen in Kabul.

1 GTZ: Leistungsprofil Polizeireform, Juni 2009.
2 Ebd.
3 GTZ: Innere Sicherheit schaffen – Polizeiaufbau Afghanistan, 

Mai 2010.
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besonders schwer: Wenn sich die Polizei von einer reinen Schlä-
gertruppe unterscheiden soll, muss sie dazu in der Lage sein, 
mutmaßliche Gesetzesbrecher zu überführen, der Justiz Beweise 
für deren Taten zu liefern und die Rechte von Bürgern – inklu-
sive der Beschuldigten – zu schützen. Dazu bräuchte es vor 
allem eine funktionierende Justiz, die in Afghanistan heute nicht 
existiert.14 In einem Bericht der Internationale Crisis Group 
zum Zustand der afghanischen Justiz heißt es: „Afghanistans 
Rechtssystem ist zerstört. Die Justizinstitutionen sind dysfuktio-
nal, ihnen fehlen grundlegende Fähigkeiten und Ressourcen. Sie 
sind überlastet und der Großteil der Richter, Staatsanwälte und 
Angestellten im Justizwesen ist schlecht oder überhaupt nicht 
ausgebildet. Die meisten erhalten ihre Positionen über Bezie-
hungen und sind aufgrund der fehlenden Ausbildung nicht in 
der Lage, ihre Aufgaben zu erfüllen“.15 Auch wenn bereits auf der 
Afghanistan-Konferenz 2001 von den NATO-Staaten beschlos-
sen wurde, eine Reform des Justizwesens zu unterstützen, 
werden in diesem Bereich kaum Anstrengungen übernommen, 
vielmehr – so die Crisis Group – hätten die wenigen Reformen, 
die die „Internationale Gemeinschaft“ bisher umsetzte, zu einer 
Verkomplizierung des Systems beigetragen. Zudem sei die Zahl 
der Häftlinge von 600 Menschen 2001 auf 10.000 im Jahr 2007 
und auf 17.000 im letzten Jahr gestiegen.16 Italien, das 2002 die 
Verantwortung für den Aufbau des Justizwesens übernommen 
hatte, machte offenbar nicht viel mehr als italienisches Recht 
in Paschtu und Dari zu übersetzten, was natürlich ein absurdes 
Unterfangen ist.17 Inzwischen wurde dieser Bereich ebenso wie 
der Polizeiaufbau an die EUPOL-Mission übertragen. 

Neben einem funktionierenden Justizwesen müssen die Polizi-
sten in der Lage sein, auf der Grundlage von Gesetzen zu han-
deln. Derzeit können aber nur ca. zehn Prozent der Polizisten 
lesen und schreiben. Wie sollen sie so Ermittlungen führen, 
Beweise aufnehmen und gemäß den Gesetzen handeln? 

Hinzu kommt, dass die Polizeiausbilder, die den afghanischen 
Rekruten Rechtskenntnisse vermitteln sollen, keine Ahnung 
von afghanischen Gesetzen haben. Ein deutscher Ausbilder 
wird vor seinem Einsatz sechs Stunden in der Landessprache, 
Rechtsordnung und Kultur Afghanistans unterrichtet. Selbst 
wenn es ein funktionierendes Rechtssystem gäbe, wäre es für die 
Ausbilder kaum möglich, die lokalen Sicherheitskräfte entspre-
chend der Rechtsordnung zu unterstützen oder gar auszubilden. 
In einer Anhörung im Bundestagsinnenausschuss zum Thema 
Polizeiaufbau in Afghanistan im Dezember 2008 bewiesen die 
anwesenden Experten, dass auch sie keine Vorstellung von der 
afghanischen Rechtsordnung haben. Eine einfache Frage nach 
dem afghanischen Dienstrecht konnte weder der damalige Leiter 
der EUPOL, Peter Horst, noch der Leitende Polizeiberater bei 
der Deutschen Botschaft in Kabul, Detlef Karioth, noch sonst 
einer der „Experten“ beantworten.18 

Paramilitarisierte Polizei in Afghanistan...

Angesichts all dessen verwundert es kaum, dass es sich in 
Afghanistan weniger um eine zivile Polizei als um eine paramili-
tärische Truppe handelt. Dies ist nicht nur der dortigen Situation 
geschuldet; es ist das Ziel, welches auch von Deutschland inzwi-
schen offen verfolgt wird. Ausgerechnet die hohe Gefährdung 
der Polizisten muss als Begründung für ihre militärische Aus-
bildung herhalten. Tom Königs, ehemaliger UN-Sonderberater 
für Afghanistan, erklärte in der bereits erwähnten Anhörung im 
Innenausschuss: Die Aufrechterhaltung der Trennung von Mili-
tär und Polizei sei „in einer Situation des Krieges in einem Land 

wie Afghanistan ... für die afghanischen Organe nicht aufrecht-
zuerhalten und auch gar nicht gewünscht und nicht möglich.“ 

Im Oktober 2007 bestätigte die Bundesregierung Überlegun-
gen zur Aufstellung einer afghanischen Gendarmerie19 – ein 
Vorhaben, um das sich seit Anfang 2009 die EGF kümmert. 
Allerdings wäre die Vorstellung verfehlt, der paramilitärischen 
Gendarmerie stünde eine zivile Polizei gegenüber; vielmehr 
werden alle Polizisten militärisch ausgebildet. Das zeigt sich unter 
anderem am Focused District Development Program (FDD), 
einem von den USA entwickelten Konzept, das seit Anfang 
2009 auch vom deutschen Projektteam praktiziert wird. Ziel ist 
der Aufbau und die Ausbildung der Polizei auf der Distrikt-, d.h. 
auf der untersten Verwaltungsebene. Das Programm zieht sich 
jeweils über einen Zeitraum von rund einem Jahr: Nach einer 
Evaluation (acht Wochen) folgt die gleichzeitige Ausbildung 
sämtlicher Polizisten des Distrikts am Polizeitrainingszentrum 
(acht Wochen). Während dieser Phase übernimmt die Gendar-
merie (ANCOP) die Polizeiaufgaben im Distrikt. Danach folgt 
eine Nachbetreuung von bis zu 24 Wochen. Durchgeführt wird 
das Programm von „Police Mentoring Teams“, zu denen jeweils 
neben zwei Dolmetschern bis zu vier Feldjäger der Bundeswehr 
und bis zu vier Polizisten gehören. Die Feldjäger übernehmen 
dabei die „robusten Module“ der Ausbildung, die Bundeswehr 
„bringt sich zusätzlich mit infanteristischen Ausbildungsinhal-
ten ein“, erklärte die Bundesregierung bereits im Februar 2009. 
Anders als eine „Polizei nach europäischen Maßstäben“ benötige 
die afghanische auch eine „modulare Ausbildung im militäri-
schen Sinne“, heißt es nun im September 2010.20 

... und Deutschland

Diese Vermischung polizeilicher und militärischer Aufgaben 
hat nicht nur gravierende Auswirkungen auf die afghanische 
Gesellschaft, sie trägt auch zur Verwischung dieser Bereiche in 
der BRD bei. Deutsche Polizisten in Afghanistan sind in den 
Feldlagern der Bundeswehr untergebracht, auf die logistische 
Unterstützung des Militärs angewiesen, bei ihren Tätigkeiten 
werden sie von Soldaten geschützt, und sie bilden gemeinsam 
mit Feldjägern aus. Die so erworbenen „Fähigkeiten“ nehmen 
sie dann natürlich mit nach Hause.

Die deutschen Polizeigewerkschaften sehen den Einsatz in 
Afghanistan zunehmend kritischer. Die Polizisten seien für die 
Ausbildung von Sicherheitskräften in Kriegsgebieten nicht aus-
gebildet und ausgerüstet, die Gefahr sei zu hoch. Besonders dra-
stisch äußerte sich der GdP-Vorsitzende Konrad Freiberg: „Wir 
bekämpfen Kriminalität. Das ist ein gewaltiger Unterschied. Wir 
sind nicht dafür da, Raketenabwehr zu machen, in Sprengfallen 
hineinzufahren oder darauf zu achten.“21 Ausreichend deut-
sche Polizisten für den Afghanistan-Einsatz stehen schon jetzt 
nicht zur Verfügung. Anfang September 2010 hat Brandenburg 
als erstes Bundesland verkündet, keine weiteren Beamten nach 
Afghanistan zu senden. Die Begründung des Landesinnenmini-
steriums ist eindeutig: „An einem Krieg beteiligen sich branden-
burgische Polizisten nicht“.22

Die Entsendung von Polizisten im Rahmen von Stabilisie-
rungseinsätzen und die dabei auftretenden Probleme haben 
nun Forderungen zur Schaffung einer deutschen Gendarmerie 
forciert. Die regierungsnahe „Stiftung Wissenschaft und Poli-
tik“ (SWP) veröffentlichte im März 2010 hierzu eine Studie. 
Einwände, eine Gendarmerie widerspreche der grundgesetzlich 
verankerten Trennung von Polizei und Militär, werden darin mit 
dem Verweis vom Tisch gewischt, diese Einschränkung gelte nur 
für den Einsatz im Innern, nicht aber für den Auslandseinsatz, 
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für den diese Gendarmerieeinheiten vorgesehen seien.23 Ende 
Januar 2011 schlug der Vorsitzende des Bundes deutscher Kri-
minalbeamter, Thomas Mischke den Aufbau einer „Internatio-
nale Stabilisierungseinheit“ vor, die sowohl polizeiliche als auch 
militärische Fähigkeiten vereinbaren sollte. Diese Einheit solle 
aus ungefähr 600 Mann bestehen und bei der Bundespolizei ein-
gerichtet werden.24

Insgesamt sieht es nicht so aus, als würde der Polizeieinsatz 
in Afghanistan in naher Zukunft beendet werden. Die Bundes-
regierung erklärte in ihrem kürzlich erschienen „Fortschrittsbe-
richt Afghanistan“, dass sie beabsichtigt, auch über 2014 hinaus 
die afghanische Polizei auszubilden, wohl in der Hoffnung, in 
diesem Bereich mit weniger Widerstand aus der Bevölkerung 
rechnen zu müssen.25 In diesem Zusammenhang ist das Vorge-
hen in den Niederlanden interessant: Hier war die Regierungsko-
alition im Februar 2010 an dem Streit um die Verlängerung des 
Afghanistan-Einsatzes zerbrochen und ein Großteil der Truppen 
wurde daraufhin aus Afghanistan abgezogen. Ende Januar 2011 
wurde allerdings – auf Drängen der NATO - eine Polizeimission 
zur Ausbildung von afghanischen Polizisten beschlossen. 545 
Polizisten und Soldaten sollen nun bis 2014 nach Afghanistan 
entsandt werden, wobei die Soldaten die medizinische Versor-
gung, die Logistik und den Schutz der Polizisten übernehmen 
sollen.26 

Ausblick

Verteidigungsminister Karl-Theodor zu Guttenberg erklärte 
im Dezember 2009, man könne keine Vorzeige-Demokratie in 
Afghanistan erwarten. Vielmehr müsse man sich um diejeni-
gen Aufständischen kümmern, die eine ernsthafte Bedrohung 
für die Staatengemeinschaft darstellten.27 Dazu wird in dem 
Land ein Sicherheitssektor aufgebaut, der so überdimensioniert 
ist, dass die Regierung auch in Zukunft von der – vor allem 
finanziellen – Unterstützung des Westens abhängig sein wird. 
Das Ergebnis des Aufbaus, der Ausbildung und der Ausstattung 
der Sicherheitskräfte ist ein vollkommen überdimensionierter 

Sicherheitsapparat. Was 
die Sicherheitskräfte 
– wenn sie denn eines 
Tages aufgestellt sind 
– die Afghanen kosten 
wird, schätzt eine 
Studie des US-amerika-
nischen Congressional 
Research Service (CRS) 
auf 2,2 Mrd. $ jährlich, 
bei einem derzeitigen 
afghanischen Gesamt-
haushalt von ca. 1 Mrd. 
$. Damit wird Afgha-
nistan auf Jahrzehnte 
hin von der „Interna-
tionalen Gemeinschaft“ 
finanziell abhängig sein 
und Gelder etwa für die 
Sozialpolitik werden 
nicht zur Verfügung 
stehen.28 Korrupte und 
militarisierte Sicher-
heitskräfte, die aus dem 
eigenen Haushalt nicht 
bezahlt werden können, 

sind die Basis des autoritären Militärstaats, unter dem die afgha-
nische Bevölkerung auch zukünftig zu leiden hat. 

Zu Recht kommentierte die taz schon im November 2009: 
„Das Maximum, das der Westen in Afghanistan noch erhof-
fen kann, ist, einen autoritären Potentaten zu hinterlassen, der 
getreu dem US-amerikanischen Bonmot ‚Er ist ein Hurensohn, 
aber er ist unser Hurensohn’, die Regierung auf prowestlichem 
Kurs hält. Sicherheitspolitisch könnte das sogar funktionieren, 
weil dessen Terror sich dann ‚nur’ gegen die eigene Bevölkerung 
und vielleicht noch gegen Nachbarstaaten, nicht aber gegen den 
Westen richtet.“29
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Deutschland unterstützt auf vielfa-
che Art und Weise die Sicherheitskräfte 
Ägyptens und anderer Staaten Nordafri-
kas sowie auf der arabischen Halbinsel, in 
denen derzeit auf Demonstrationen mit 
massiver Polizei- und Militärgewalt rea-
giert wird. 

Polizeiliche Ausstattungs- und 
Ausbildungshilfe

Gegenwärtig sind Verbindungsbeamte 
des BKA in Ägypten aktiv, obwohl dort 
„Folter und andere Misshandlungen ... in 
Polizeistationen, Haftzentren der Sicher-
heitspolizei und Gefängnissen weiter an 
der Tagesordnung“ sind. „Verbindungs-
beamte sind von Amts wegen verpflichtet, 
engen Kontakt zu Sicherheitsinstitutio-
nen des Gastlandes zu halten“.1 In der 
Praxis sind sie auch für die Koordination 
der polizeilichen Ausbildungs- und Aus-
stattungshilfe zuständig. Des Weiteren 
halten sich zwei Angehörige der Bun-
despolizei als Dokumentenberater, ein 
weiterer als Sicherheitsbeamter und eine 
unbekannte Anzahl weiterer Polizeibeam-
ter im Hausordungs- und Objektschutz-
dienst der Botschaft in Kairo auf.2

Das BKA führte vom 24.-28.10.2010 in 
Kairo im Rahmen der Ausbildungs- und 
Ausstattungshilfe einen Lehrgang „Open 
Source Internetauswertung im Bereich 
der Bekämpfung des Internationalen 
Terrorismus“ durch,3 2008 wurden vom 
BKA mehrere Lehrgänge für Sonder-
einheiten über das Verhalten bei Geisel-
nahmen durchgeführt.4 Vier ägyptische 
Polizeibeamte nahmen zudem im Zeit-
raum von 1999 bis 2007 am Stipendi-
atenprogramm des BKA teil.5 Zwischen 
2005 und 2009 erhielt Ägypten (ebenso 
wie Algerien, Tunesien, Jordanien und 
der Jemen) „Ausstattungshilfe in Form 
von Führungs- und Einsatzmitteln, Kri-
minaltechnik, Kraftfahrzeugen sowie IT-
Technik und Büroausstattung“.6  

Das Internetportal mmnews.de berich-
tete am 2.2.2010: „Auf Fotos ist zu 
erkennen, dass die Polizei in Kairo mit 
Wasserwerfern operiert, die von der deut-
schen Firma MAN hergestellt worden 
sind. Das berichtet die Berliner Zeitung 
(Donnerstagausgabe). Diese Wasserwerfer 
sind Bestandteil einer von der Bundesre-
gierung genehmigten polizeilichen Aus-
stattungshilfe für das Mubarak-Regime. 
Welchen Umfang diese Ausstattungshilfe 
hat, wurde bislang nicht konkret aufge-
schlüsselt.“

Bislang hat sich die Bundesregierung 
geweigert, Aussagen zu den Exporten 
von Tränengas und Wasserwerfern in 
die betreffenden Länder zu treffen, es ist 
aber davon auszugehen, dass Deutsch-
land als einer der weltweit größten Her-
steller solcher weniger tödlichen Waffen 
beides zumindest in einige der betreffen-
den Länder geliefert hat, die meist über 
keine nennenswerte Industrie in diesem 
Bereich verfügen.

Militärische Ausstattungs- und 
Ausbildungshilfe

Gegenwärtig werden acht ägyptische 
Soldaten an Ausbildungseinrichtungen 
der Bundeswehr im Rahmen der mili-
tärischen Ausbildungshilfe fortgebildet 
(19 aus dem Jemen, 16 aus Jordanien, 
16 aus Algerien, 3 aus Tunesien),7 ins-
gesamt haben seit 2000 186 Angehö-
rige der ägyptischen Armee an solchen 
vom BMVg finanzierten  Ausbildungs-
lehrgängen teilgenommen.8 In der Ver-
gangenheit unterhielt die Bundeswehr 
Militärattachéstäbe sowohl in Kairo, als 
auch in Tunis, Algier und Rabat. Gegen-
über Ägypten wurde im Januar 2009 ein 
umfangreiches Programm zur „Beratung, 
Ausbildung und Ausstattungshilfe“ für 
die Grenzsicherung durch die Armee in 
Aussicht gestellt, welche auch die „syste-
matische Überwachung des Hinter-

lands“ ermöglichen sollte.9 Im Mai 2010 
besuchte eine Delegation der ägyptischen 
Armee die Offiziersschule der Luftwaffe in 
Fürstenfeldbruck. Im letzten Rüstungsex-
portbericht der Bundesregierung aus dem 
Jahr 2007 finden sich alle vier Länder als 
Empfänger deutscher Rüstungsexporte. 
Ägypten gilt mittlerweile als bedeutend-
stes Empfängerland deutscher Waffenex-
porte, die sich alleine zwischen 2008 und 
2009 auf 77 Mio. Euro mehr als verdop-
pelt haben. Darunter waren 2009 auch 
884 Maschinenpistolen, wie sie durch die 
ägyptische Polizei Verwendung finden.

Neben der Euro-Mediterranen Part-
nerschaft unterstützt die EU die nor-
dafrikanischen Staaten insbesondere im 
Rahmen des „Kampfes gegen die ille-
gale Migration“ und bei der „Bekämp-
fung des Terrorismus“. So finanziert sie 
mit 1 Mio. Euro eine Studienzentrum 
zum Terrorismus (CAERT) in Algerien, 
Ägypten erhielt 2009 20 Mio. Euro im 
Rahmen eines „Innovationsfonds“, der 
u.a. Forschungen im Bereich der Reak-
torsicherheit, Satellitentechnologie und 
IT-Sicherheit fördern sollte.

Christoph Marischka und Jonna Schürkes
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Deutsche Ausbildungs- und Ausstattungshilfe in Ägypten
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Einleitung

Am 24. Januar 2011 fanden die fünften Berliner Sicherheits-
gespräche mit dem Bund Deutscher  Kriminalbeamter (BDK) 
in der Hessischen Landesvertretung in Berlin statt.1 Veranstalter 
war neben dem BDK die „Exhibition & Marketing Wehrstedt 
GmbH“, die mit Heinz Schulte auch den  Moderator stellte.2 
Etwa 70 Gäste wollten unter folgendem Titel eine zumindest 
vorgeblich noch offene Frage diskutieren: „Cybercrime & Aus-
landseinsätze - Kriminalpolizei und Bundeswehr vor gemeinsa-
men Herausforderungen?“ 

Klaus Jansen, Bundesvorsitzender des BDK, begann die Ein-
führung in die Problemlage damit, dass er auch mal Tabuthe-
men ansprechen wolle und daher den Titel des Kongresses 
bewusst provokant formuliert habe. Ferner ließ er verlauten, er 
sei froh, dass dies auch provokant aufgefasst werde. Jansen stellte 
anschließend die – keineswegs allzu neue - These auf, innere 
und äußere Sicherheit ließen sich nicht mehr streng voneinan-
der trennen. Er wies darauf hin, dass auch der ehemalige Verfas-
sungsrichter Paul Kirchhof einen Bundeswehreinsatz im Inneren 
ja befürworte und schloss daraus pointiert: „Wir sind mit unse-
rer Position nicht ganz isoliert.“ Den weiteren inhaltlichen Input 
überließ Jansen charmant den beiden „exzellenten Experten“, 
die in Impulsreferaten die Themen Cyberangriffe bzw. Gendar-
merieeinheiten vorstellten.

Den Anfang machte der Vortrag von Dr. Sandro Gaycken von 
der Abteilung Technikphilosophie und Wissenschaftstheorie der 
Universität Stuttgart, der die Charakterisierungen von Cyberkri-
minalität im Unterschied zu Cyberwar auf erfreulich kritische 
Weise behandelte. Anschließend referierte Dr. Ronja Kempin, 
Forschungsgruppenleiterin EU-Außenbeziehungen der „Stif-
tung Wissenschaft und Politik“ (SWP), ihr SWP-Papier „Gen-
darmerieeinheiten in internationalen Stabilisierungsmissionen 
– Eine Option für Deutschland?“3. Bei der anschließenden 
Podiumsdiskussion kamen nach den Vertretern der im Bundes-
tag etablierten Parteien auch Vertreter der Polizei und der Feld-
jäger-Führer der Bundeswehr zu Wort.

Gendarmerien für Deutschland

Ronja Kempin führte in den Vortrag ein, indem sie die SWP 
als von der Politik gewollte Politikberatung vorstellte.4 Danach 
erklärte auch sie, sie wolle über ein Tabuthema sprechen und 
begann mit ihrer ersten These: Die Polizei sei ein Standardin-
strument in der Außenpolitik geworden, wobei jedoch dieser 
Bedeutungszuwachs zu wenig beachtet und begleitet werde. 
Die Aufgabe von Polizeien sei die Beratung und die Wahrneh-
mung „repressiver Polizeiaufgaben“. Dabei sei heute die klare 
Trennung nicht mehr möglich, wonach Polizeieinsätze nur in 
Nachkriegssituationen stattfinden sollten. Die Grauzone zwi-
schen militärischen und polizeilichen Fähigkeiten und Einsätzen 
führe letztlich zur Notwendigkeit, Gendarmerie-Einheiten auf-
zubauen. Denn wegen ihres hybriden Status und ihrer speziellen 

Fähigkeiten seien sie unver-
zichtbar für heutige Kriege. 
Daher könne Deutschland 
nicht auf Gendarmerien ver-
zichten, wolle es sich nicht 
international schwächen und 
isolieren.

Daraufhin diagnostizierte 
Kempin eine Sicherheits-
lücke in „internationalen 

Stabilisierungsmissionen“ wie in Afghanistan, die auf eine Ent-
sendelücke und eine Fähigkeitslücke zurückzuführen sei. Eine 
„Beschränkung auf zivile unbewaffnete Polizeiarbeit ist oft nicht 
möglich“, denn dies verursache besagte „Sicherheitslücke“. Die 
Entsendelücke entstehe dadurch, dass die Polizei aufgrund der 
Sicherheitslage und des Prinzips der Freiwilligkeit meist (zu) 
spät entsandt werde. Das Militär müsse dann die öffentliche 
Sicherheit herstellen, wodurch die Fähigkeiten der militäri-
schen Mission beschnitten würden. Gerade in der volatilen und 
gewaltdurchsetzten Anfangsphase eines Einsatzes sei schlagkräf-
tiges Militär aber wichtig. Auch seien Soldaten nicht für Poli-
zeiaufgaben ausgebildet und hätten nicht die entsprechenden 
Möglichkeiten, z.B. bei der Ermittlung.

Die Fähigkeitslücke sei wiederum das Resultat daraus, dass sich 
das Aufgabenspektrum durch Stabilisierungsmissionen erheb-
lich erweitert habe. Zivile Polizeieinheiten hätten daher mehrere 
Mängel, insbesondere die unzureichenden Selbstschutz-Fähig-
keiten und nicht ausreichenden Kompetenzen in Deeskalati-
ons- und Verhandlungstechniken. Außerdem würden ihnen die 
Möglichkeiten fehlen, „robuste“ Fähigkeiten an lokale Kräfte zu 
vermitteln. Kempin verwies dann auf Tom Koenigs5, der gesagt 
habe, dass sich eine Polizeistraßensperre in Afghanistan gegen 
einen Angriff mit automatischen Waffen wehren können müsse.

Daraus leitete sie, wie bereits angedeutet, ihre Forderung 
nach dem Aufbau deutscher Gendarmerien ab, da diese – so 
ihre Behauptung - zivil-polizeilich ausgebildet seien, also über 
Arbeitstechnik und Ausbildung ziviler Polizei verfügen würden. 
Zusätzlich bestünde ihre Stärke darin, „deeskalierend zu wirken. 
Sie können Massenkundgebungen auflösen, da sie über robuste 
Fähigkeiten verfügen.“ Gendarmerien könnten aufgrund ihrer 
Organisation die Entsendelücke schließen und aufgrund ihrer 
Ausbildung und Ausrüstung die Fähigkeitslücke reduzieren. Auf 
einer der Powerpointfolien dazu stand: „Fähigkeiten, insbesondere 
bei Handhabung gewalttätiger Aufstände und Demonstrationen 
können an lokale Sicherheitskräfte weitergegeben werden – Mangel 
an lokalen Kräften reduziert“.

Die internationale Einsatzerfahrung sei zwar begrenzt, aber 
in Bosnien-Herzegowina, im Kosovo und in der „NATO Trai-
ning Mission in Afghanistan“ habe Deutschland bereits Erfah-
rung sammeln können. Um Deutschlands Krisenmanagement 
leistungsfähiger zu machen und die Probleme für das Militär 
und die Polizei zu verringern, müsse man mit Gendarmerien die 
Sicherheitslücke schließen, so die Kernforderung. 

Kempin selbst verwies auf die verfassungsrechtlich gebote-
nen Schranken, die sie richtigerweise, wenn auch pauschal und 
ziemlich beziehungslos, mit den Lehren aus der NS-Vergangen-
heit begründete. Sie stellte dann allerdings in Frage, dass das 
Trennungsgebot auch für Gendarmerien gelte, die allein für 
Auslandseinsätze aufgestellt werden. Der Kritik, dass damit 
auch ein Einsatz im Innern vorbereitet werden könnte, hatte 
sie nichts entgegenzusetzen außer der nochmaligen Klarstel-
lung, die von ihr vorgeschlagenen Gendarmerien sollten aus-
schließlich für Auslandseinsätze verwendet werden.6 Gegen die 

Cybercrime & Gendarmerien 
Bericht von den 5. Berliner Sicherheitsgesprächen 
mit dem Bund Deutscher Kriminalbeamter 
von René Jokisch
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Auslandseinsätzen von Gendarmerien argumentierte sie mit 
einer „wünschenswerten“ Regelung, die eine Parlamentsbeteili-
gung entsprechend eines Bundeswehrmandats vorsehen würde. 
Ob diese sich später politisch durchsetzen würde, bleibt fraglich. 
Den dritten Kritikpunkt, die Militarisierung von Polizeikräften, 
möchte sie schlussendlich entschärfen, indem der Einsatz von 
Gendarmeriekräften politisch sorgsam abzuwägen sei.

Podiumsdiskussion und Gastkommentare

Moderator Heinz Schulte stellte zwei interessante Argumente 
vor die Podiumsdiskussion: Die Menschen wollten Sicherheit, 
wobei ihnen die Unterscheidung zwischen Militär und Polizist 
„scheißegal“ wäre. Und: Die Polizei werde bald erstmals größer 
als die Bundeswehr sein, was Konsequenzen für Deutschlands 
Sicherheitsstruktur habe.

Die Beiträge der Parteien hier in sehr kurzer Auswahl: Der 
FDP-Vertreter, Manuel Höferlin, wollte die grundsätzliche 
Trennung zwischen Polizei und Militär beibehalten. Selbst wenn 
die Polizei in Afghanistan in ihrer jetzigen Form ungeeignet sei, 
würde ein Einsatz von Gendarmerien neuen Typs seinen Vorstel-
lungen widersprechen. Feldjäger mit polizeilichen Befugnissen 
könne er sich aber vorstellen. Gegen einen Einsatzes im Innern 
sollte man jedoch nicht so sehr auf den Bundestag als Kontroll-
gremium setzen, sondern dies besser systemisch ausschließen. 
Gerold Reichenbach von der SPD betonte, das Ende des Mili-
tärischen als Instrument territorialer Sicherheit sei gekommen. 
Darin lägen auch die Gründe für das Scheitern in internationa-
len Einsätzen: Da heute nicht Territorien, sondern Gesellschaf-
ten gesichert werden müssten, sollte die Planung nicht mehr von 
Militärs gemacht werden. Der Vertreter der Grünen, Wolfgang 
Wieland, positionierte sich gegen Tendenzen auch in seiner 
eigenen Fraktion, die Militär aus Afghanistan raus und dafür 
Polizei hineinbringen wöllten. Den gemeinsamen Einsatz von 
Feldjägern zur Sicherung von deutschen Polizisten bewertete er 
allerdings positiv. Zur Gefahr des Einsatzes von Gendarmerien 
in Deutschland gab er gegen Kempin zu bedenken, dass Kon-
servative bereits jetzt den Einsatz des Militärs im Innern for-
dern würden. Der Vertreter der Linken, Frank Tempel, betonte 
das Verfassungsgebot zur Trennung von Militär und Polizei 
diene dazu, die Demokratie zu sichern und Machtmissbrauch 
zu vermeiden. Zumindest mit Blick auf andere EU-Staaten sah 
er durch die Vermischung beider die Demokratie gefährdet. 
Darüber hinaus verwies er auf die notwendige Trennung zum 
Geheimdienst. Die Aufgabe ziviler Polizei sei es beim Aufbau 
einer zivilen Polizeistruktur zu helfen – den Polizeiaufbau in 
Afghanistan bewertete er kritisch. 

Ein Mitglied der Polizei argumentierte, dass die Instrumente 
unabhängig von Krieg oder Kriminalität dieselben seien. Beim 
notwendigen Austausch von Informationen sei ihm egal, ob 
diese militärisch angeeignet wurden. Die Vorratsdatenspeiche-
rung schien ihm ebenfalls unverzichtbar – auch da sei die deut-
sche Regelung für ausländische Kollegen nicht nachvollziehbar. 
Ein anderer Polizist, der als Ausbilder in Afghanistan tätig ist, 
beschrieb kurz seine Erfahrungen. Die  auszubildenden afgha-
nischen Kriminal- und Justizbeamten entstammen dem Offi-
ziersgrad – sie können lesen und schreiben. Ungern habe er die 
Ausbildung für normale Polizisten gemacht, die grundlegend 
paramilitärisch ausgebildet würden – sie lernten Schützenkette 
und Schützenlinie. Noch weniger habe er die Einsätze gemocht, 
die gemeinsam mit Feldjägern zur Sicherung erfolgten. Die zivi-
len Beamten seien wesentlich schlechter ausgestattet und könn-

ten eigentlich erst Polizeiarbeit machen, wenn das Einsatzgebiet 
wirklich befriedet sei.

Der Feldjäger-Führer der Bundeswehr fand Kempins Vor-
schläge hilfreich, aber nicht weitgehend genug. Als ein Problem 
nannte er, dass Polizisten im Kosovo von einer Demonstration 
überrascht wurden, was zeige, dass die wesentliche Schwierig-
keit nicht darin läge, die Demonstration aufzulösen, sondern die 
nachrichtendienstlichen Informationen zu erhalten. Zur Frage, 
ob Feldjäger als Gendarmerie eingesetzt werden sollten, wollte er 
sich sonst nicht äußern. Aber er versicherte, dass die Feldjäger zu 
vielem bereit seien, wenn es von der Politik vorgegeben werde.

Cyberkriminalität und Cyberwar

Was sich die Veranstalter vom Input zum Thema Cybercrime 
& Cyberwar versprachen, nämlich eine Vermischung beider 
Aspekte, wird aus der Presseeinladung zur Berliner Sicherheits-
konferenz ersichtlich: „Heutzutage finden aber auch Kriege mehr 
und mehr in der virtuellen Welt statt und auch die gezielten 
Angriffe auf Regierungen durch Cyberattacken auf Kommuni-
kationssysteme häufen sich. Der Übergang von Cybercrime zum 
Cyberwar ist dabei fließend.“7 Aus diesem Grund dürfte es wohl 
kaum im Sinne der Erfinder gewesen sein, dass der Vortrag von 
Sandro Gaycken zur gemeinsamen Herausforderung bei Cyber-
angriffen sehr schnell sehr grundsätzlich wurde. Er erklärte, 
dass die Frage bereits beim Bezug zur Bundeswehr scheitere, da 
dieser nicht in der Abwehr oder Verteidigung liegen könne, son-
dern nur bei der Analyse. Die oft vorgeschlagene gemeinsame 
Stelle für Detektion und Analyse, die bereits vor einer Trennung 
nach Kriminalität und militärischer Verteidigung ihre Arbeit 
aufnimmt, sei ebenso unnötig wie die neue Stelle beim Bunde-
sinnenministerium. Denn Cybercrime und Cyberwar könnten 
nicht beliebig in einen Topf geworfen werden. 

Cyberkriminalität könne zutreffend als technischer Kinder-
garten beschrieben werden. Die technische Seite könnte von 
einem „Teenage-Hacker“ gestellt werden. Aufgrund der techni-
schen Möglichkeiten brauche es auch für sehr große Projekte oft 
nur wenige Personen. Die eigentlichen Benutzer dieser neuen 
Technologie seien dann aber wie früher ganz normale Kleinkri-
minelle. Die Straftaten seien nach wie vor Betrug, Kreditkarten-
Betrug, Medikamenten-Verkauf, etc. Bei der Bearbeitung des 
Problem stünde man vor einem technisch nicht zu lösenden 

Werbeplakat für das Sicherheitsgespräch, Quelle: Veranstalter
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Tradeoff zwischen Kriminalitätsbekämpfung und Privatsphäre. 
Die Frage müsse also an die Politik zurückgegeben werden.

Cyberwar sei demgegenüber ganz anders zu charakterisieren. 
Technisch brauche man gut ausgebildete Super-Hacker. Dar-
über hinaus würden bei solchen Angriffen ganz andere Systeme 
ins Visier genommen, etwa Infrastruktur und taktisches Gerät. 
Ein gutes Beispiel sei der F-35 Joint Strike Fighter. Das US-
Kampfflugzeug sei das teuerste Rüstungsprojekt der Menschheit 
und sollte für die nächsten 40 Jahre eingesetzt werden. Allerdings 
seien 1.5 Terrabytes Daten über das Kampfflugzeug, darunter 
auch Quellcode, gestohlen worden. Das Flugzeug sei bis auf wei-
teres „gegrounded“, also auf Eis gelegt, da niemand ausschließen 
könne, dass es unbekannte Sicherheitslücken (Exploits) gibt. So 
wäre es denkbar, dass die Software das Flugzeug über bestimm-
ten Lufträumen einfach abstürzen lässt. Ein medial bekannteres 
Beispiel sei Stuxnet. Die Experten in den Medien behaupteten 
ebenso wie die IT-Sicherheitsunternehmer, dass Stuxnet ein 
unglaublich großes, mächtiges Angriffsprogramm gewesen sei, 
das seinesgleichen suchen würde. In der IT-Community sei 
jedoch schnell klar gewesen, dass der Angriff für Militärs eher 
Standard und nichts Einmaliges war. 

Ein besonderes Problem ergebe sich für die Militärs zudem 
daraus, dass Cyberangriffe meist nicht bemerkt würden. Oft 
würden sie in Hochsicherheitssystemen erst nach Jahren zufäl-
lig bemerkt, nachdem sie bereits mehrere Systemmigrationen 
und Updates mitgemacht hätten. Die Abwehrkonzepte der 
IT-Branche seien also fraglich. Auch eine militärisch geplante 
Abwehr wie ein Hochsicherheitstrakt könne nicht helfen: Solche 
Angriffe hätten stets mit Nachrichtendiensten zu tun, wobei 
es reichen würde, einen USB-Stick zu platzieren. In der Regel 
kämen solche ernsthaften Angriff also nicht über das Internet.

Ein weiteres Problem stelle die Aufklärung dar: Einerseits 
bleibe die Differenz zwischen Mensch und Maschine unüber-
windbar. Selbst wenn ein Angriff auf eine Maschine zurück-
geführt werden könne – es bleibe unklar, wer sie benutzt hat. 
Andererseits seien physische Spuren kaum vorhanden. Wenn ein 
Nachrichtendienst einen USB-Stick benutze, gebe es keine Fin-
gerabdrücke oder ähnliches. Auch die manchmal angeführten 
Datenspuren müssten als ein Märchen betrachtet werden: Sie 
seien beliebig und könnten sogar frei erfunden sein. Mit solchen 
false flags könnte gar die Spur zu unschuldigen Akteuren gelegt 
werden.

Es gebe sogar die These, nach der Stuxnet vielleicht nur ein 
Waffentest gewesen sein könnte, bei dem die Spur natürlich 
sehr schnell zu den Amerikanern und Israelis geführt hätte. Die 
Schuldfrage bleibe letztlich nur Spekulation. Die oft dienliche 
Frage „Cui bono? - Wem nützt es?“ helfe hier nicht weiter. Es 
könnten sogar mehrere Funktionen in einen Angriff eingebaut 
werden, sodass es mehrere Verdächtigungen gäbe. Diese Schuld-
frage sei bei einem Verbrechen gegen internationales Recht, wie 
ihn ein  Angriff auf die zivile Infrastruktur darstellt, von beson-
derer Bedeutung. Justitia bleibe im Cyberwar aber tatsächlich 
völlig blind – bei Cybercrime sei das anders.

Eine militärisch-polizeiliche gemeinsame Abwehr sei also in 
Anbetracht der unterschiedlichen Ziele, Methoden und Fähig-
keiten nicht sinnvoll. „Das nationale Cyber-Abwehrzentrum des 
Bundesinnenministeriums ist Unsinn“, so das vernichtende Fazit. 
Das „Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik“ 
(BSI) mache schon jetzt gute Arbeit – mehr werde das Abwehr-
zentrum auch nicht leisten können.

Die Sicherheits-IT-Unternehmen seien gerade in Gold-
rauschstimmung – die brauche man Gaycken zufolge nicht zu 
fragen, wie sinnvolle Abwehrmaßnahmen aussehen könnten. 

So hätten die USA viel Geld ausgegeben, ohne dafür irgend-
einen Gegenwert zu bekommen: „IT-Unternehmen, die Lösun-
gen verkaufen wollen, haben keine Lösungen für starke Angriffe.“ 
Gaycken betonte in seinem Vortrag zudem, dass ein kritischer 
Infrastrukturangriff zwar möglich, aber für Deutschland nicht 
wahrscheinlich sei. Genaueres wisse jedoch fast niemand, da die 
Betreiber es ablehnten, Tests von Wissenschaftlern durchführen 
zu lassen. Man kann sich denken, warum.

Anmerkungen:
1	  Programm der Veranstaltung unter http://www.wehrstedt.org/

index.php?id=198.
2	  Schulte ist Chefredakteur von Griephan Global Security, einer von 

mehreren Publikationen, die damit werben, der Industrie die Mög-
lichkeit zu geben, ihre Zielgruppe der Entscheidungsträger direkt 
anzusprechen. 

3	  Ronja Kempin/Christian Kreuder-Sonnen: Gendarmerieeinhei-
ten in internationalen Stabilisierungsmissionen – Eine Option für 
Deutschland?, SWP-Studie, März 2010. Kempin selbst arbeitete 
vor ihren internationalen Forschungsaufenthalten vor zehn Jahren 
als wissenschaftliche Mitarbeiterin im Bundestag und für den SPD-
Parteivorstand in der internationalen Abteilung. Bei der SWP war 
sie davor im Forschungsbereich Sicherheitspolitik, wo ihr Fokus auf 
dem Aufbau der Afghanischen Nationalen Polizei lag.

4	  Seit 1965 erhält die SWP auf einstimmigen Beschluss des deutschen 
Bundestages Geld aus dem Bundeskanzleramt. Sie wirbt darüber 
hinaus Drittmittel von deutschen und internationalen Forschungs-
förderungseinrichtungen ein.

5	  Tom Koenigs (Grüne) ist ehemaliger UN-Sonderbeauftragter für 
Afghanistan und jetzt Vorsitzender des Bundestagsausschusses für 
Menschenrechte und humanitäre Hilfe. Er verteidigt weiter den 
Afghanistankrieg und stimmte auch 2011 für das ISAF-Mandat der 
Bundesregierung.

6	  Interessant wäre in diesem Zusammenhang die Frage, was Kempin 
zu einem Auslandseinsatz deutscher Gendarmerie im “befreundeten“ 
EU-Ausland denkt. Dies wäre nach Artikel 222 AEUV des EU-
Rechts möglich, falls deutsche Polizisten unter Militärkommando 
gestellt werden könnten oder – noch einfacher - die Feldjäger zu 
Gendarmerien ausgebaut würden.

7	  5. Berliner Sicherheitsgespräche, Presseeinladung / Cybercrime und 
Auslandseinsätze, 19.01.2011.

Werbebild von der Website der italienischen Carabinieri, Teil der 
European Gendarmerie Force.
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Am 8. Januar 2007 wurde der erste Militärsatellit der deut-
schen Geschichte in die Kontrolle der Bundeswehr übergeben. 
Es handelte sich um einen Satelliten des Aufklärungssystems 
SAR-Lupe, das den deutschen Militärs Radarbilder von der 
Erde liefert. Inzwischen verfügt die Bundeswehr über sieben 
Aufklärungs- und Kommunikationssatelliten, weitere werden 
folgen. Während das deutsche Militär hier kräftig aufrüstet, 
hat auch in der europäischen Raumfahrt eine deutliche Ver-
schiebung stattgefunden: von der Erforschung des Weltraums 
zu ausschließlich friedlichen Zwecken hin zur Nutzung von 
Weltraumtechnologien für die politischen Ziele der EU, 
darunter an zentraler Stelle ihre militärisch untermauerten 
Machtambitionen.1 In beiden Bereichen spielt Satellitentech-
nik aus Deutschland eine zentrale Rolle, denn sie hebt sich 
vor allem im Bereich der satellitengestützten Radaraufklärung 
für militärische und zivile Zwecke von der Konkurrenz ab. 
Die aktuelle Nutzung des Weltraums durch Bundeswehr und 
EU unterscheidet sich qualitativ in doppelter Weise von früheren 
Ansätzen. Das betrifft erstens die Rolle von Satelliten innerhalb 
des Militärs und der modernen Kriegsführung und zweitens die 
konsequente Vermischung ziviler und militärischer Nutzungen. 
Insbesondere im Rahmen der EU – wenn auch keineswegs nur 
hier – wird unter dem Schlagwort »dual-use« systematisch Welt-
raumtechnologie zivil finanziert und aufgebaut, um sie anschlie-
ßend für militärische und andere sicherheitspolitische Zwecke 
nutzen zu können.2

Weltraum und moderne Kriegsführung

Vom Beginn des Kalten Krieges bis zum Ende der Blockkon-
frontation Anfang der 1990er Jahre war die militärische Nut-
zung des Weltraums vom Paradigma der symmetrischen und 
insbesondere der atomaren Kriegsführung zwischen den Super-
mächten bestimmt. Im Zusammenhang mit der einsetzenden 
gegenseitigen Rüstungskontrolle spielten Satelliten schließlich 
eine wichtige Rolle bei der Überwachung eingegangener Ver-
pflichtungen. Die Aussichten für eine zukünftige militärische 
Weltraumpolitik in Westeuropa, wie sie sich unmittelbar nach 
dem Ende der Blockkonfrontation darstellten, wurden noch 
weitgehend entlang dieser Entwicklungslinien, insbesondere im 
Bereich der Rüstungskontrolle, gesehen.3

Schon zehn Jahre später sind die Karten neu gemischt und 
diese Prognose ist, wie so viele andere politikwissenschaftliche 
Analysen, angesichts der raschen Veränderungen der Weltlage 
im Laufe der 1990er Jahre obsolet geworden. Die militarisierte 
Weltraumnutzung wie sie sich seither darstellt steht ganz im Zei-
chen der westlichen Interventionspolitik und der Revolution in 
Military Affairs (RMA). Die Debatte um die RMA wurde seit 
den 1970er und 1980er Jahren zuerst in der Sowjetunion und 
dann in den USA geführt.4 Im Kern beschreibt sie die Revolutio-
nierung der Kriegsführung durch den Einsatz moderner Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien. Militärisch rückt 
dabei die Gewinnung, Verbreitung und effektive Nutzung von 
Informationen innerhalb der eigenen Streitkräfte in den Mit-

Deutsche Satelliten für die 
militarisierte Weltraumnutzung
von Malte Lühmann

telpunkt und löst damit die materielle 
Übermacht an Panzern, Flugzeugen 
usw. als Erfolgskriterium tendenziell 
ab. Der Golfkrieg von 1991 kann als 
erstes Beispiel für einen mit »Infor-
mationsübermacht« und hoch präzi-
sen Waffen geführten Krieg gesehen 
werden.

Satelliten spielen eine zentrale Rolle 
in dieser neuen Art der Kriegsführung.5 Sie liefern Aufklärungs-
daten für die strategische Planung, bilden ein Kommunikations-
netzwerk für die sekundenschnelle, weltweite Übermittlung von 
Informationen und stellen genaue Navigationsdaten für die Ori-
entierung der Truppen und die Zielführung von Bomben und 
Raketen zur Verfügung. „Die Verfügbarkeit von Satelliten wird 
in immer stärkerem Maße zur Grundvoraussetzung für die Funk-
tionsfähigkeit moderner Streitkräfte“, so die Schlussfolgerung von 
Stefan Klenz, Oberstleutnant i.G. der Luftwaffe.6

Nachdem sich diese Entwicklung zunächst vor allem in den 
USA vollzogen hatte, betrifft sie heute auch die deutsche und 
andere europäische Armeen. Der Umbau der Bundeswehr zu 
einer »Armee im Einsatz«, ähnliche Prozesse in den meisten 
anderen europäischen Staaten sowie die Aktivitäten der EU als 
Militärmacht bilden hier den politischen Hintergrund. Denn 
die Veränderungen in der Organisation und Ausrüstung des 
Militärs adressieren Anforderungen, die sich aus dem neuen 
Einsatzszenario der militärischen Interventionen von Afghani-
stan bis in die Demokratische Republik Kongo ergeben. Insbe-
sondere für Armeen, die außerhalb des eigenen Territoriums, in 
unbekanntem Terrain und in asymmetrischen Konflikten einge-
setzt werden, sind Satellitentechnologien zur Kommunikation, 
Erkundung und Navigation von zentraler Bedeutung.7

Der deutsche Beitrag I: Satellitenaufklärung per 
Radar für die Bundeswehr

Vor dem dargestellten Hintergrund werden in Deutschland 
zurzeit sowohl national als auch im Rahmen der EU große 
Anstrengungen im Bereich der militärischen und militärisch 
genutzten Satellitentechnologie unternommen. Dabei stehen 
insbesondere die Aktivitäten für Erdbeobachtung und Aufklä-
rung im Fokus, obwohl auch die Telekommunikation und Navi-
gation nicht zu vernachlässigen sind, wie in den letzten Jahren 
der Start der beiden COMSATBw-Satelliten der Bundeswehr 
und der Auftrag zum Bau der ersten 14 Galileo-Satelliten an 
das deutsche Unternehmen OHB-System gezeigt haben.8 In 
diesen Segmenten hat die deutsche Industrie im Vergleich zu 
US-amerikanischen und anderen europäischen Konkurrenten 
allerdings keine hervorgehobene Rolle inne. Über die Erdbeob-
achtung heißt es demgegenüber im Bericht des Koordinators der 
Bundesregierung für die deutsche Luft- und Raumfahrt, Peter 
Hintze: „In diesem Bereich verfügt Deutschland über eine führende 
Position. Erdbeobachtung ist das derzeit strategisch wichtigste Feld 
in der anwendungsorientierten Raumfahrt“.9

Ein Aufsehen erregendes Projekt in diesem Feld ist SAR-Lupe, 
das seit 2008 voll einsatzfähig ist. Dabei handelt es sich um eine 
Konstellation aus fünf Satelliten zur Radaraufklärung, die den 
Bedarf der Bundeswehr an Satellitenbildern aus aktuellen und 
potentiellen Einsatzgebieten überall auf der Welt decken sollen. 
Die Radartechnik ermöglicht es dabei im Gegensatz zu optischen 
Systemen, Aufnahmen bei Tag und Nacht und unabhängig von 
der Wetterlage, etwa auch bei Bewölkung, zu machen. Die deut-
sche Bundeswehr ist mit diesem technisch hoch entwickelten 
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System nach den US-amerikanischen und russischen Streitkräf-
ten die dritte Armee, die in der Lage ist, solche Aufnahmen der 
Erde in hoher Qualität zu machen.10 Mit der Auswertung der 
Bilder von SAR-Lupe sollen im Kommando Strategische Auf-
klärung über 90 Personen in einer eigenen Abteilung beschäftigt 
sein. Das Bundesverteidigungsministerium kommentierte, das 
System hebe die „Fähigkeiten der Bundeswehr zum Krisenmanage-
ment auf eine qualitativ neue Stufe“.11 Der Bezug zu Auslandsein-
sätzen wird hier also explizit hergestellt. Am Bau der Satelliten, 
deren Bereitstellung die Bundeswehr nach eigenen Angaben ins-
gesamt 742 Mio. Euro gekostet hat, waren unter der Führung 
von OHB auch EADS Astrium und THALES, zwei Riesen der 
europäischen Raumfahrt- und Rüstungsindustrie, beteiligt.12

Der deutsche Beitrag II: zivil-militärische 
Beobachtungssatelliten für die EU

Auch im Rahmen des europäischen GMES-Projektes (Global 
Monitoring for Environment and Security) versuchen die Deut-
schen, ihre Expertise im Bereich der Erdbeobachtung einzu-
setzen. Schließlich geht es um erhebliche Mittel, die hier aus 
verschiedenen Töpfen von der Europäischen Weltraumagen-
tur ESA, der EU und anderen staatlichen Stellen aufgewendet 
werden. Die Gesamtkosten für den Zeitraum von 2004-2013 
werden auf fünf Mrd. Euro geschätzt.13 GMES ist ein Ver-
netzungsprojekt, in dem bestehende sowie neu zu schaffende 
nationale und europäische Erdbeobachtungssysteme im Dien-
ste verschiedener EU-Politiken zusammengefasst werden sollen. 
Gleichzeitig handelt es sich aber auch um eine industriepoliti-
sche Initiative mit dem Ziel, die Konkurrenzfähigkeit der euro-

päischen Raumfahrtindustrie durch staatliche Investitionen zu 
stärken.14 Die Bedeutung von GMES brachte der ehemalige 
Vizepräsident der EU-Kommission Günter Verheugen folgen-
dermaßen auf den Punkt: „Mit diesem Projekt meldet sich Europa 
als Weltraummacht an.“15

Laut aktueller Entscheidungslage der EU soll GMES Beiträge 
zur Überwachung der Atmosphäre, der Erdoberfläche, der Mee-
resumwelt und des Klimawandels, beim Katastrophen- und Kri-
senmanagement und im Bereich Sicherheit leisten.16 Genauer 
heißt es zum letzten Punkt in der betreffenden EU-Verordnung: 
„Sicherheitsdienste stellen nützliche Informationen im Hinblick 
auf die Herausforderungen für Europa im Sicherheitsbereich 
bereit — vor allem im Hinblick auf Grenzüberwachung, Über-
wachung des Schiffsverkehrs und Unterstützung der auswärti-
gen Maßnahmen der EU“.17 Zentral für die sicherheitspolitische 
bzw. militärische Nutzung des Projektes ist das Europäische 
Satellitenzentrum (EUSC) in Torrejón de Ardoz/Spanien, das 
seit 2002 Bilder aus zumeist kommerziellen Quellen zur Vor-
bereitung und Unterstützung praktisch aller EU-Interventionen 
der letzten Jahre verarbeitet.18 Da das EUSC über keine eige-
nen Satelliten verfügt, kann ein strukturierter Zugang zu den in 
GMES zusammengefassten Kapazitäten für die weitere Arbeit 
des Zentrums kaum überschätzt werden. Das EUSC war dem-
entsprechend von Anfang an in die Planung und Gestaltung 
von GMES eingebunden. Dual-use heißt hier einmal mehr, dass 
militärische und sicherheitspolitische Stellen sowohl Einfluss auf 
die Gestaltung als auch Anteil an der Nutzung eines nicht aus 
Militärbudgets finanzierten und in der Öffentlichkeit als zivil 
dargestellten Programms haben.

Am 26. Januar haben die Regierungs-
fraktionen mit Unterstützung der SPD 
eine Änderung des Kaufvertrags für 
den Militärtransporter Airbus A400M 
beschlossen. Konkret ging es um Mehr-
kosten in Höhe von 2,5 Milliarden Euro.

Schon seit einigen Monaten war klar, 
dass zum ursprünglichen Preis von 60 
Flugzeugen nur noch 53 Flugzeuge 
geliefert würden. Nun reicht auch diese 
Maßnahme nicht mehr um einerseits die 
Produktion für EADS annähernd renta-
bel zu machen und andererseits den Kauf 
des Militärflugzeugs aus dem Budget des 
Verteidigungsministers noch zu ermög-
lichen. Deswegen sollen jetzt 13 der 53 
Flugzeuge gleich in Drittstaaten weiter 
exportiert werden. Dadurch sollen die 
im folgenden aufgeführten Mehrkosten 
annähernd wieder hereinkommen. Die 
Industrie kann über Preisgleitklauseln 
mehr Geld einfordern, Deutschland ver-
zichtet auf Vertragsstrafen und gibt dem 
Hersteller EADS einen Exportkredit, der 
nicht weniger als ein Knebelvertrag für 
Berlin ist: Die EADS zahlt den Kredit nur 
zurück, wenn mindestens 280 Maschinen 
exportiert werden. Das aber ist fraglich, 
und die Chancen dafür sinken, weil die 

Regierung ja selbst 13 exportieren will. 
Wenn einer der Vertragsstaaten nach 

Unterzeichnung des Änderungsabkom-
mens doch noch aussteigt, behält die 
EADS das Geld. Aber auch wenn einer 
von ihnen nicht zahlt, bleibt Deutsch-
land auf dem Kredit sitzen. Das gilt auch, 
wenn ein Land wegen berechtigter Kritik 
an der mangelnden Leistungsfähigkeit 
des Transporters aussteigt.

Die Steuerzahler tragen damit das volle 
Risiko für die Vermarktung und die tech-
nische Entwicklung des Projekts. Die 
deutschen Gesamtkosten für das Projekt 
werden sich nach wie vor auf circa zehn 
Milliarden Euro belaufen. Jetzt eben 
für 40 Flugzeuge statt ursprünglich für 
60. Im Koalitionsvertrag wurde noch 
festgelegt, dass die Industrie den Ver-
trag vollständig erfüllen müsse, davon 
ist die Regierung meilenweit entfernt. 
Und auch die technischen Probleme bei 
der Entwicklung sind noch längst nicht 
gelöst. Nach wie vor weiß niemand, 
ob das Transportflugzeug wirklich die 
gewünschte Reichweite mit den verspro-
chenen Lasten fliegen kann. Ursprünglich 
sollten die ersten Flugzeuge 2010 an die 
Luftwaffe ausgeliefert werden. Jetzt wird 

es wohl 2016 werden. Die zukünftigen 
Transportkapazitäten der Bundeswehr für 
Personal und Rüstungsgüter in Kriegs-
regionen wird nun ein Drittel geringer 
sein als eigentlich geplant. Global gese-
hen bedeutet dies aber keine Entwar-
nung, denn die Flugzeuge, die nicht bei 
der Bundeswehr landen, sollen exportiert 
werden. Vielleicht nach Indien, in den 
Nahen Osten oder nach Afrika. Der ein-
zige Ausweg ist, den Airbus-Deal platzen 
zu lassen und damit die EADS zu zwin-
gen, aus der Produktion auszusteigen. Ein 
geplatzter Vertrag wäre ein Imageschaden 
für den Rüstungsstandort Europäische 
Union und würde die aufstrebende Mili-
tärmacht Europa empfindlich treffen. 
Beides sind Ergebnisse, die aus friedens-
politischer Sicht äußerst erfreulich wären. 
Denn was für den Militärtransporter gilt, 
das gilt für beinahe für alle Rüstungsgü-
ter. Produktion und Export sind eng mit 
einander verknüpft und nur wenn Kriegs-
gerät erst gar nicht produziert wird, dann 
kann es auch nicht verkauft werden, egal 
ob im Inland, ob an Verbündete oder auf 
dem Weltmarkt.

Claudia Haydt

Airbus A400M: Absatzgarantien für die Rüstungsindustrie
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Bremen, der Großraum München und Friedrichshafen als 
bedeutende Standorte in der deutschen Raumfahrtlandschaft 
hervor. Hier sind mit EADS Astrium (Ottobrunn bei München/
Friedrichshafen am Bodensee) und OHB-System (Bremen) die 
wichtigsten Unternehmen der Branche angesiedelt, zudem hat 
das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR), das die 
staatliche Seite des deutschen Beitrags zu GMES koordiniert, in 
Oberpfaffenhofen bei München die meisten seiner Aktivitäten 
im Bereich der Erdbeobachtung konzentriert. Sowohl OHB als 
auch EADS Astrium sind am Bau der Sentinel-Satelliten betei-
ligt, die im Auftrag der ESA speziell für GMES gebaut werden.19 
Dazu kommen die von EADS Astrium und dem DLR durch-
geführten Satellitenprojekte TerraSAR-X und Tandem-X, deren 
Radarbilder in GMES eingebracht werden sollen, sowie zahlrei-
che Projekte, in denen unter Beteiligung der beiden Konzerne, 
des DLR und anderer Akteure mögliche Anwendungen des 
Satellitenverbundes für einzelne Politikfelder erforscht werden.20

Besonders aktiv bei der Förderung dieser Projekte ist das Land 
Bremen, das in diesem Zusammenhang bisher über eine Mio. 
Euro ausgegeben hat.21 Mit diesen Mitteln wurden neben ande-
ren Projekten ein GMES-Büro sowie das Centre for Commu-
nication, Earth Observation and Navigation Services (CEON) 
finanziert, um die ansässige Rüstungs- und Raumfahrtindustrie 
stärker mit Forschungseinrichtungen und Universitäten zu 
vernetzen.22 »Maritime Sicherheit« und die Überwachung von 
Meeresräumen sind dabei wichtige Forschungsschwerpunkte. 
Auf die Frage nach den militärischen Anwendungsmöglichkei-
ten von GMES antwortet der Senat in seiner Antwort auf eine 
große Anfrage aus der Bremischen Bürgerschaft: „Bei seinen 
Fördermaßnahmen legt der Senat stets zugrunde, dass keine 
wehrtechnischen Aktivitäten unterstützt werden. Dabei ist er 
sich der generellen, durch ihn nicht beeinflussbaren, so genann-
ten Dual-Use-Problematik bewusst.“23

Implikationen einer militarisierten Weltraumpolitik

Das zitierte Statement des Bremer Senats macht deutlich, wie 
politische Entscheidungsträger sehenden Auges die Militarisie-
rung der Raumfahrt auch in Deutschland weiter vorantreiben. 
Zusätzlich zu den dezidiert militärischen Satellitenprojekten der 
Bundeswehr werden so auf EU-Ebene und national die Grenzen 
zwischen ziviler und militärischer Weltraumnutzung verwischt. 
Für die Rüstungskontrolle und die Dynamik der Entwicklung 
von Weltraumwaffen und deren Stationierung im All ergeben 
sich ernsthafte Gefahren aus beiden Prozessen. Angesichts der 
zunehmenden Abhängigkeit des Militärs von Satelliten wird 
zunächst generell die Bewaffnung des Weltraums wahrscheinli-
cher, denn Satelliten werden auf der einen Seite zum lohnenden 
Angriffsziel und auf der anderen zum wichtigen Aktivposten, 
den es zu verteidigen gilt.24 Dazu kommt aber, dass sich diese 
Gefahr durch die absichtliche Vermischung von zivilen und 
militärischen Systemen auch auf zivile Satelliten ausweitet, die 
ja de facto Teil der militärischen Infrastruktur sind. Aus dieser 
Perspektive betrachtet besteht die größte »Sicherheitsbedro-
hung« für die Raumfahrt in Europa in den Auswirkungen der 
eigenen Politik im Dienste einer militärisch abgestützten Welt-
machtrolle.
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Auch in der Welt der militarisierten Raumfahrt in Europa 
sorgen die Wikileaks-Enthüllungen für jede Menge Aufregung. 
Nachdem Anfang des Jahres Pläne des Deutschen Zentrums 
für Luft- und Raumfahrt und des Bundesnachrichtendienstes 
für einen neuen deutschen Spionagesatelliten unter Beteiligung 
der USA bekannt wurden, betreffen die letzten Meldungen 
das europäische Satellitennavigationssystem Galileo.1 Darüber 
hinaus erschien Mitte Januar 2011 auch noch ein Bericht der 
EU-Kommission, der das ganze Ausmaß des Desasters nun auch 
offiziell bestätigt.

Wikileaks: Ein Insider packt aus

Berry Smutny, der mittlerweile entlassene Geschäftsführer des 
deutschen Satellitenbauers OHB-Systems, hatte Ende 2009 
gegenüber US-Diplomaten seiner Meinung zu Galileo sehr offen 
Ausdruck verliehen, wie jetzt durch Wikileaks bekannt wurde. 
Smutny sagte im Gespräch mit Vertretern der US-Botschaft 
unter anderem, Galileo sei „eine Verschwendung von Geldern 
der EU-Steuerzahler“ und „eine blöde Idee, die vor allem franzö-
sischen Interessen dient“.2 Das Programm sei vom europäischen 
und insbesondere französischen Wunsch nach einem von den 
USA unabhängigen Satellitennavigationssystem für militärische 
Zwecke inspiriert. Dies sind brisante Äußerungen angesichts 
der Tatsache, dass Galileo stets als rein „ziviles Projekt“ verkauft 
wurde.

Smutnys Äußerungen unterstreichen dabei nicht nur einmal 
mehr das militärische Kalkül hinter Galileo, sie widerlegen auch 
sonst jede einzelne offizielle Aussage der EU zu dem Projekt. 
Bezüglich Galileos kommerzieller Zukunft stellte der Ex-OHB-
Chef fest, dass das bestehende US-amerikanische GPS-System 
den europäischen Bedarf an Navigations-, Positionsbestim-
mungs- und Zeitmessungsdaten jetzt schon abdecke. Im Zeit-
plan für die Fertigstellung des europäischen Satellitenprojektes 
seien weitere Verzögerungen äußerst wahrscheinlich. Das dürfte 
die Marktchancen angesichts der Konkurrenz durch russische 
und chinesische Entwicklungen und insbesondere durch die 
für 2014 geplante modernisierte GPS-Generation deutlich ein-
schränken. Auch bei der Kostenentwicklung spricht Smutny 
Klartext und prognostiziert eine deutliche Überschreitung des 
Programmbudgets, das sich von ursprünglich einmal 3,4 Mrd. 
Euro auf bis zu 10 Mrd. Euro erhöhen werde.

Smutnys Arbeitgeber OHB-Systems, der gerade den Auftrag 
für die ersten 14 Galileo-Satelliten bekommen hat und vorher die 
SAR-Lupe Spionagesatelliten für die Bundeswehr baute, nahm 
die bekannt gewordenen Äußerungen ernst genug, um Smutny 
schnellstmöglich zu entlassen. Die Einschätzungen des Bran-
cheninsiders decken sich derweil in vielen Punkten mit ande-
ren Enthüllungen zum Thema Galileo. Darunter der desaströse 
Bericht des Bundesfinanzministeriums zur finanziellen Zukunft 
des Projekts und eine Nutzererhebung der EU-Kommission, aus 
der die militärischen Absichten klar ersichtlich werden.3 Diese 
im Herbst 2010 an die Öffentlichkeit gesickerten Fakten über 
Galileo wurden nun sogar von einem Mitte Januar 2011 veröf-

fentlichten Bericht der EU-Kommission getoppt, der Smutnys 
Einschätzungen in vollem Umfang offiziell bestätigt.

Galileo-Kostenexplosion 

Am 18. Januar wurde die „Halbzeitüberprüfung der europä-
ischen Satellitennavigationsprogramme“ von der EU-Kommis-
sion veröffentlicht.4 Sie offenbart, dass Galileo finanziell noch 
weiter aus dem Ruder läuft als es sich im Herbst 2010 bereits 
abgezeichnet hat. Die Fertigstellung des Projektes werde sich auf 
2019 oder gar 2020 verschieben, so die EU-Kommission (im 
Herbst war noch von 2017 oder 2018 die Rede). Das ist eine 
geradezu preisverdächtige Verzögerung, schließlich sollte Galileo 
ursprünglich einmal 2006 an den Start gehen. Weiter gibt der 
Kommissionsbericht an, die zusätzlich zu den anfangs einmal 
veranschlagten 3,4 Mrd. Euro anfallenden Kosten würden nun 
1,9 Mrd. Euro betragen, im Herbst war man noch von 1,5-1,7 
Mrd. Euro ausgegangen. Damit steigt die Rechnung des Mili-
tärprojektes auf stolze 5,3 Mrd, Euro. Doch selbst damit dürfte 
das Ende der Fahnenstange noch nicht erreicht sein, wie etwa 
Smutnys Einschätzungen zeigen.

Ursprünglich wurde zudem behauptet, die Betriebskosten für 
Galileo würden sich über den Verkauf verschiedenster Naviga-
tionsdienstleistungen selbst tragen, das Satellitensystem würde 
also nach der Anschubfinanzierung kostendeckend arbeiten. 
Auch diese Behauptung hat sich mittlerweile spektakulär in Luft 
aufgelöst. Der Kommissionsbericht geht nun von jährlichen 
Betriebskosten von 800 Mio. Euro aus, erwirtschaftet werden 
könnten aber bestenfalls 70 Mio. im Jahr – und selbst dies ledig-
lich „auf lange Sicht“! Das vernichtende Fazit der Halbzeitüber-
prüfung: „Die Aussicht, mit dem Betrieb der Systeme direkte 
finanzielle Einnahmen zu erwirtschaften, ist für die EU äußerst 
gering.“ 

Insgesamt fallen damit die vorgeschobenen kommerziellen 
Gründe für den Bau von Galileo im Lichte der Realität in sich 
zusammen und der zivile Anstrich der europäischen Satelliten-
navigation zerfällt zu Staub. Laut der Einschätzung von Berry 
Smutny muss das Projekt entweder drastisch verkleinert werden, 
um zu überleben, oder es ist zum Scheitern verurteilt. Ange-
sichts dieser und anderer Enthüllungen scheint ein sofortiges 
Ende von Galileo die einzig wünschenswerte Alternative.

Anmerkungen:
1	  Zu Spionagesatelliten: taz-bremen, Der Blick aus den Sternen, taz-

bremen,  4.1.2011.
2	  Aftenposten.no: 22.10.2009: OHB-System CEO calls Galileo a 

waste of German tax payer money. URL: http://www.aftenposten.
no/spesial/wikileaksdokumenter/article3985655.ece (23.1.2011).

3	  Siehe dazu: Lühmann, Malte/ Wagner, Jürgen: Galileo: Militaristen-
projekt als Milliardengrab, in: AUSDRUCK (Dezember 2010). 

4	  Bericht der Kommission an das Europäische Parlament und den 
Rat: Halbzeitüberprüfung der europäischen Satellitennavigations-
programme, Brüssel, den 18.1.2011, KOM(2011) 5 endgültig. 

Wikileaks und Halbzeitprüfung
Galileos doppelte Bankrotterklärung
von Malte Lühmann und Jürgen Wagner



Ausdruck Januar 1/2011 -  23
In

fo
rm

ati
on

ss
te

lle
 M

ili
ta

ris
ie

ru
ng

 (I
M

I) 
e.

V.
 - 

He
ch

in
ge

r S
tr.

 2
03

 - 
72

07
2 

Tü
bi

ng
en

Die Rüstungsindustrie und das Peacekeeping

„Afrika ist der letzte große unerschlossene Rüstungsmarkt. [...] 
Verteidigungsgüter in Afrika zu verkaufen ist jedoch vielen Krei-
sen fast ein Gräuel. Und in der Tat ist es tatsächlich aufgrund der 
schlechten finanziellen Lage und Zahlungsfähigkeit vieler Staa-
ten und der Beschränkungen für Rüstungsexporte aufgrund von 
Menschenrechten und anderen politischen Gründen schwierig 
zu bewerkstelligen. Aber mit der ASF [African Standby Force]1 
wird der Verkauf von Waffen an Afrika moralisch richtig, wenn 
nicht sogar zum zwingenden Gebot.“2

Diese Einschätzung wurde auf der Seite defenceWeb, einem 
Internetnachrichtenportal verschiedener Rüstungsfirmen, über 
die ökonomischen Chancen und „moralischen“ Verpflichtun-
gen der Zunft für den afrikanischen Rüstungsmarkt bereits im 
Jahr 2004 vertreten. Wiewohl zwar nun ab dem Jahr 2011 eine 
Verlangsamung des „substantiellen“ Wachstums von 2005-2009 
für den Kontinent von Forecast International, einer Firma für 
Rüstungsmarktanalysen, prognostiziert wird,3 scheint ein Ende 
der Goldgräberstimmung nicht in Sicht.

Das mag einerseits daran liegen, dass neue Geschäftsfelder 
erschlossen werden, wie die maritime Aufrüstung afrikanischer 
Staaten, von der Brenthurst Foundation als „Schlüsselkompo-
nente der kollektiven Sicherheit und damit als Teil der Grund-
lage wirtschaftlicher Entwicklung“4 identifiziert; oder am 
Ausbau der innerafrikanischen Grenzsicherungsregime, welcher 
auf Konferenzen der Rüstungsindustrie diskutiert5 und von 
Deutschland, wohl eher für ein „effektiveres Migrationsmanage-
ment“ denn für die Beilegung von Grenzstreitigkeiten, gefördert 
wird;6 oder aber an Überlegungen, die ASF doch auch außerhalb 
Afrikas einzusetzen, wie es erst kürzlich auf einer Konferenz der 
Friedrich Ebert Stiftung auf der Agenda stand.7 Neben diesen 
marktfördernden Impulsen liegt das nicht so baldige Ende der 
Goldgräberstimmung anderseits jedoch ganz entschieden an 
einer fragwürdigen Konzeption, wie Frieden auf dem afrikani-
schen Kontinent Einzug halten könne. Die Bundesregierung 
nennt, wohlgemerkt im Abrüstungsbericht 2009, das prominen-
teste Beispiel dafür: die Aufrüstung der ASF als friedensschaffen-
den Faktor.8

Während sich der vorangegangene dritte Teil der Studie „Die 
UN und der neue Militarismus“ mit den damit verbundenen 
politischen Maßnahmen und Implikationen der ASF-Aufrü-
stung beschäftigte, soll nun hier auf die ökonomische Akteurs-
Ebene, also die der Rüstungsfirmen, die sich diese Aufrüstung 
zunutze machen, geblickt werden. Es wird sich dabei zeigen, 
dass im Besonderen die Figur des „Peacekeeping“, also der 
gemeinhin antizipierte Einsatz „blaubehelmter Friedenstrup-
pen“ der UN, als wichtige Legitimationsfigur für das Geschäft 
mit Waffen, Ausrüstung und Dienstleistungen fungiert. Dieses 
„Peacekeeping“ verschafft der Rüstungsindustrie dabei aber weit 
mehr als nur die direkt entstehenden Verdienstmöglichkeiten, 
also, plakativ gesagt, Profiten aus dem Verkauf blauer Helme9 
oder aus dem Peacekeepertraining. Es erschließt ebenso ganz 
neue Räume für die Kunden-Akquise, die Etablierung von 

Marktplätzen sowie Imagegewin-
nen mittels des sog. „Bluewashing“, 
worauf im Folgenden ebenfalls ein-
gegangen wird. Zum Abschluss dieses 
vierten Teils der Studie „Die UN und 
der neue Militarismus“ sollen zudem 
die gewonnenen Ergebnisse aller vier 
Teile zusammengefasst und die sich 
daraus ergebende Dynamik aufgezeigt 

werden. Eine Dynamik, welche in Anlehnung an George Orwell 
als „KRIEG IST PEACEKEEPING“ beschrieben werden kann. 

Einnahmen der Rüstungsindustrie am Training selbst

Wenn etwa von politischen EntscheidungsträgerInnen oder in 
Wissenschaftskreisen die Forderung erhoben wird, es bedürfe 
eines Ausbaus der ASF oder von Armee bzw. Polizei im Irak, in 
Afghanistan oder im Kosovo, so muss die Frage gestellt werden, 
wer denn diesen Ausbau und die Ausbildungen eigentlich 
durchführt. Neben den im dritten Teil der Studie beschriebe-
nen Maßnahmen in den Schulungszentren, wie im „Kofi Annan 
International Peacekeeping and Training Centre“ (KAIPTC) in 
Accra, übernehmen auch ausgediente Militärs diese Aufgabe. 
Nina Serafino weist in ihrem Bericht für den US-Kongress darauf 
hin, dass im Rahmen der „Global Peace Operations Initiative“ 
(GPOI) etwa außer Dienst befindliche Armeeangehörige dieses 
im Auftrag der USA vollziehen.10

Die nicht mehr in den staatlichen Armeen tätigen Militärs 
werden dabei nicht selten von privaten Militärdienstleistern ein-
gestellt oder gründen solche Firmen selbst. Ein Beispiel hier-
für, welches Mitte 2010 in Deutschland mediale und politische 
Wellen schlug, ist das der Asgaard German Security Group. Sie 
soll mit dem somalischen Politiker Galadid Abdinur Ahmad 
Darman Verträge abgeschlossen haben, um ihn zu schützen und 
seine Milizen mit dem Ziel auszubilden, den Präsidenten Scha-
rif Scheich Ahmed zu stürzen.11 Mindestens aus einem Grund 
weist dieses Beispiel eine hohe Brisanz auf: Denn durch die 
„Europäische Militärmission zur Unterstützung des Trainings 
der Somalischen Sicherheitskräfte“ (EUTM) der EU (im Übri-
gen UN-mandatiert und in Zusammenarbeit mit der UN) in 
Uganda mindestens 2000 somalische Militärs auf Seiten Scha-
rif Scheich Ahmeds [!] ausgebildet.12,13 Wiewohl Asgaard nicht 
explizit Peacekeeper ausgebildet hat, sondern lokale Repressi-
onsorgane, verweist das Beispiel bereits auf eine Dynamik, die 
diesen unkontrollierten und unkontrollierbaren Markt kenn-
zeichnet: die Unvorhersehbarkeit von Gewalt, ergo der immerzu 

Die UN und der neue Militarismus 
(Teil IV) 
von Thomas Mickan

US-Ausbildung afrikanischer Peacekeeper im Rahmen von GPOI. 
Quelle: US-Außenministerium.
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offenen Frage, wo, für wen und wofür die ausgebildeten Sol-
datInnen denn in Zukunft ihr tödliches Handwerk ausführen 
werden.

Es sei dabei noch angeführt, dass auch eine Polizeiausbildung 
sich mit dieser Frage konfrontiert sehen muss. Jüngstes Beispiel 
dafür sind die skandalösen Vorfälle in der auch von Deutschland 
mitgetragenen Polizeiausbildungskaserne Rajef im Südsudan. 
Neben den schweren Misshandlungen im Lager selbst, steht 
dabei auch das ausgeübte Verständnis der ausgebildeten Polizei-
truppen im Zeichen der Kritik: Statt der „bürgernahen Polizei“ 
deuten erste Anzeichen darauf hin, dass sich eher ein Selbstver-
ständnis einer brutalen Sittenpolizei durchsetzt, so „[wurden] 
am 23. Dezember […] mehrere Einheiten von frisch ausgebil-
deten Polizisten erstmals in Juba auf Patrouille geschickt. Laut 
Berichten der lokalen Medien schnitten sie Männern im Rasta-
Look die Haare ab und zerschnitten Frauen in Jeans und engen 
Röcken die angeblich ‚unsittlichen‘ Kleidungsstücke.“14

Für explizit als Peacekeepingausbildung im Rahmen der UN 
stattfindende Geschäfte sollen hier andere Beispiele genannt 
werden: So informierte der Rüstungsriese Northrop Grumman 
in der Frühlingsausgabe 2006 seines firmeneigenen Infoma-
gazins „Technical Services Magazine“ darüber, dass seit 1997 
rund 15.000 Peacekeeper in zwölf verschiedenen Ländern Afri-
kas ausgebildet wurden. Als seinen „Kunden“ bezeichnete der 
Rüstungskonzern dabei das US State Department.15 L-3 Com-
munications, ebenso Vertragspartner des US State Departments 
und in den Top 10 der weltweiten Rüstungsfirmen zu finden, 
bezeichnet etwa seine „peacekeeping support training services“ 
im Geschäftsbericht des zweiten Quartals 2007 als „Highlight“ 
unter den abgeschlossenen Verträgen.16 

Am 11. September 2009 [!] verteilte das US State Department 
erneut Aufträge für das AFRICAP-Program (Africa-Peacekee-
ping). Die Ausschreibungsgewinner müssen dabei „Ausbildungs- 
und Beratungsdienste, Ausrüstungsbeschaffung, logistische 
Unterstützungsleistungen, und Bebauungsleistungen gegenüber 
afrikanischen Ländern bereitstellen.”17 Diesen 1,5 Milliarden 

US$ umfassenden Auftrag teilen sich zu je 375 Millionen Pacific 
Architects and Engineers (PAE), eine hundertprozentige Tochter-
firma Lockheed Martins, die aus dem Irak bekannte und weltweit 
agierende private Militär- und Sicherheitsfirma Dyncorp, sowie 
AECOM und Protection Strategies Incorporated (PSI).18 Jody Ray 
Bennett von ISN Security Watch weist dabei zwar richtigerweise 
darauf hin, dass die Anheuerung von privaten Militärfirmen 
in Afrika durch die USA nichts Neues sei.19 Relativ neu dürfte 
jedoch die Argumentationslogik der „friedensstiftenden Peace-
keeperausbildung“ sein, die dieses Vorgehen zu legitimieren ver-
sucht.

Indirekte Gewinne: Kunden-Akquise und 
Interoperabilität 

Die Haupteinnahmequellen für große Rüstungsfirmen wie 
Lockheed Martin sind jedoch nicht die Trainingsmaßnahmen 
selbst, sondern daraus resultierende indirekte Gewinne durch 
die Akquise potenziell neuer Kunden für „robuste“ Rüstungs-
geschäfte. Diesen Mehrwert beschreibt Bob Reschke (Director 
of Governance and institutional Development bei PAE) mit 
einer gewissen Goldgräbermanier: „Es gibt da Bereiche, die 
noch nicht einmal erschlossen sind, und PAE als eine Orga-
nisation war immer sehr gut im Erkennen von Möglichkeiten 
und ist bereit, sich geografisch in Erwiderung auf unsere Kun-
denbedürfnisse zu bewegen.“20 Während es Reschke noch in 
geschäftstüchtiger Manier relativ allgemein hält, wird dies im 
firmeneigenen Lockheed Martin-Magazin „LM-Today“ deutli-
cher: „Neben der Präsenz in einem wachsenden Geschäftszweig 
sind PAEs Bemühungen für Ausbildungsmaßnahmen für Lock-
heed Martin auch auf andere Weise ein signifikanter Zugewinn: 
Sie zeigen die Firma in einem positiven Licht in einer Region, 
die sich eines Tages vielleicht auch zu einem Kunden für Infor-
mationstechnologieinfrastruktur und Rüstungsgüter entwickeln 
wird.“21 Illustriert wird diese Aussage noch durch ein Foto von 
einem Treffen zwischen hochrangigen Lockheed-Angestellten 
und dem sich damals noch in der Opposition befindlichen heu-
tigen Ministerpräsidenten Simbabwes, Morgan Tsvangirai.

Dieses ausgesprochen wichtige Argument soll noch einmal 
pointiert werden: Die Firma Lockheed Martin, eines der global 
führenden Rüstungsunternehmen, bildet im Auftrag der USA 
und damit im Rahmen von GPOI weltweit „Peacekeeper“ mit 
Hilfe ihrer Tochterfirma PAE aus. Direkt verdient sie an dieser 
Stelle mit dem Ausbildungsgeschäft, einem wie beschrieben 
„wachsenden Geschäftszweig“. Weiterhin sichert sich Lockheed 
durch diese Ausbildungsmaßnahmen von z.T. hochrangigen 
Militärs der jeweiligen Länder beste Kontakte zur jeweiligen 
Regierung bzw. Opposition. Es gehört nun wenig Vorstel-
lungskraft dazu, mit wem die so unterstützte Regierung oder 
Opposition künftig auf Grundlage jener „moralisch richtigen“ 
Kontakte vielleicht schon „moralisch“ weniger richtige „robu-
ste“ Rüstungsgeschäfte abschließen dürfte.

Begünstigt wird das Ganze noch durch das Schlüsselwort der 
Interoperabilität, also der Herstellung der Zusammenarbeits-
fähigkeit verschiedener Armeen. Bereits im Zusammenhang 
mit den Peacekeepingschulen, etwa der „Ecole de Maintien de 
la Paix“ (EMP) in Bamako, ist im dritten Teil der Studie „Die 
UN und der neue Militarismus“ ausführlich darauf verwiesen 
worden.22 Am Beispiel des „Five Power Defence Arrangements“ 
(FPDA) soll dieser Zusammenhang noch einmal verdeutlicht 
werden: Zu den Mitgliedern des FPDA zählen Australien, Neu-
seeland, das Vereinigte Königreich sowie Malaysia und Singapur. 
Während die ersten drei entweder selbst NATO-Mitglieder sind 

Titelblatt von „Technical Services“, Heraugegeben von Northrop 
Grumman.
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oder über eine traditionell enge Anbindung an die USA und den 
westlichen Rüstungsmarkt verfügen, konnten Malaysia und Sin-
gapur über das FPDA und dort insbesondere über gemeinsame 
Militärmanöver, die eine technische Abstimmung sowie eine 
damit verbundene Ausbildung „notwendig“ machten, an den 
westlichen NATO-Standard herangeführt werden. Vom „qua-
litativen wie quantitativen“ Zugewinn an militärischer Stärke 
beider Länder profitierten dabei vor allem britische Rüstungsfir-
men, aber auch der „westliche Machtblock“,23 der nun auf wei-
tere militärisch am NATO-Standard normierte „Verbündete“ 
bauen kann.

Marktplätze und Bluewashing

Einen weiteren Geschäftsvorteil für Rüstungsfirmen im 
Rahmen der Ausbildung von Peacekeepern stellt die Förde-
rung globaler Marktplätze dar. Einer der großen Marktplätze 
für die neuesten Rüstungsgüter im asiatischen Raum ist dabei 
die Militärübung „Cobra Gold“. Diese bereits 1982 ins Leben 
gerufene zweiwöchige Übung wird in Thailand von den USA, 
Thailand, Singapur, Japan und Indonesien bestritten. Neben 
diesen nehmen auch weitere jeweils wechselnde Länder an dem 
jährlichen „Spektakel“ teil, so etwa auch Deutschland 2007 als 
so genanntes Beobachterland.24 2009 fand die damals 15 Staaten 
umfassende Übung mit über 11.000 Teilnehmenden in Chiang 
Mai statt.25 Teil der Übung waren dabei auch im Rahmen von 
GPOI abgehaltene UN-Peacekeepingtrainings. Sie beschäf-
tigten sich mit „Problemen, die aus den Erfahrungen mit den 
UN-Einsätzen gesammelt wurden“: etwa mit der Kontrolle 
„aufgebrachter Mobs von Dorfbewohnern“ oder dem Umgang 
mit „Reportern, die nach Interviews fragen“.26 

Während dieser Übung präsentieren sich nicht nur die Militärs 
der Länder mit ihrer neuesten Technik, auch die potenziellen 
Rüstungsanbieter stellen sich auf dieser „Messe“ vor und nutzen 

den ihnen gebotenen Laufsteg für die Zurschaustellung neuer 
Produkte.27 Natürlich würde „Cobra Gold“ auch ohne den Ver-
weis auf Peacekeeping und GPOI stattfinden, dennoch verhilft 
es dieser Spielwiese der Militärs zu einer zusätzlichen Legitima-
tion, welche wie beschrieben auch einen exzellenten Vorführ-
platz der neuesten Rüstungsprodukte ist. So verwundert es auch 
nicht, dass einer der Schwerpunkte der Militärübung im Jahr 
2010 neben dem Management humanitärer Katastrophen die 
Durchführung von „multilateralen Peacekeeping Operationen“ 
darstellte.28

Tanja Brühl und Elvira Rosert führen mit dem so genann-
ten „Bluewashing” (in Anlehnung an das „Greenwashing“ in 
Umwelt- und Klimafragen) einen Begriff ein, der eine bewusste 
Strategie beschreibt, in welcher die Symbolik der UN zur Auf-
besserung eines ansonsten fragwürdigen Images „missbraucht“ 
wird.29 Gerade bei den Rüstungsfirmen erscheint das als eine 
sehr passende Formulierung. Dies soll an folgenden Beispie-
len verdeutlicht werden: So preist die Firma Thales ihre Über-
wachungs- und Militärsatelliten mit der Werbebotschaft an: 
„Weltraumsysteme sind die Herzstücke von fast jeder moder-
nen Verteidigungs- und Sicherheitsmission, vom Peacekeeping 
über die Abschreckung bis hin zur nationalen Souveränität.“30 
Ähnliche Verweise finden sich auch bei der britischen Firma 
BAE Systems für ihr leichtgepanzertes, aber schwerbewaffnetes 
Fahrzeug Iguana, das angepriesen wird für „das Militär, Peace-
keeping und Sicherheitsautoritäten“.31 Ein weiteres prominentes 
Beispiel ist der Kampfpanzer „Leopard 2 Peace Support Opera-
tions (PSO)“ der Firma Krauss-Maffei Wegmann. Für die „frie-
denserhaltenden und friedensschaffenden“ Aufgaben flossen bei 
dessen Entwicklung auch die „Erfahrungen aus der Aufstands-
bekämpfung im Irak und dem Gazastreifen ein“. Um diesem 
Aufgabenprofil besser gewachsen zu sein, wurde dem Panzer 
zusätzliche Ausstattung verpasst: ein Räumschild, aufwendiges 
Überwachungsgerät und die Möglichkeit, auf weniger letale 

„Wir machen den Weg frei.“ Räumpanzer Leopard 2 Peace Support Operations (PSO). Quelle: Wikipedia.
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Waffensysteme umzurüsten, um damit für einen „24-Stunden-
Kampftag“ gerüstet zu sein.32 

Im Zeichen von Bluewashing steht auch die eigens für die Auf-
gabe des „Peacekeeping“ gegründete Firma Paramount Group 
mit Sitz in Südafrika. Paramount-Chef Ivor Ichikowitz lässt es 
sich daher auch nicht nehmen, Aussagen des UN-Generalsekre-
tärs ganz in seinem Sinne zur Aufbesserung des Images zu benut-
zen: „Wir unterstützen die Forderung des UN-Generalsekretärs, 
dass afrikanische Friedensmissionen die gleiche Unterstützung 
wie westliche Missionen erhalten sollten. Ich fordere daher drin-
gend die globale Rüstungsindustrie auf, seinen Aufruf zu unter-
stützen.“33

Es fällt also auf, dass neben dem klassischen Militär eine wei-
tere Kategorie für Rüstungsgütervermarktung geschaffen wurde: 
Peacekeeping. Dass auch für diese Kategorie dieselben SoldatIn-
nen eingesetzt werden wie bei anderen gewalttätigen Konflikten, 
scheint auf der Hand zu liegen, denn die „Peacekeeper“ sind 
und bleiben in erster Linie immer zuerst die nationalen Militärs. 
August Cole spricht in diesem Zusammenhang auch von einem 
Paradigmenwechsel der großen Rüstungsfirmen von der indu-
striellen Kriegsgerätefertigung hin zum Dienstleistungsgewerbe 
mit einem breiten Aufgabenspektrum. Es reicht vom Stellen 
von „Militär- und PolizeiausbilderInnen“ über die notwendige 
Logistik bis hin zu der Beschäftigung von „EthnologInnen“ und 
„beratendem Personal für die afghanische Verfassung“.34 Diese 
Verlagerung auf den Dienstleistungssektor geht auch mit einer 
lokalen Verlagerung zu den potenziellen Einsatzgebieten einher. 
So heißt es bei BAE Systems – neben dem obligatorischen Ver-
weis, dies sei wichtig für das afrikanische Wirtschaftswachstum 
–, man versuche „Joint Ventures zu bilden mit Industriein-
stanzen auf dem Kontinent [Afrika], um die Ausführung von 
Endmontage, Aufwertungen und Modifikationsarbeiten in dem 
eigenen Land des Kunden zu ermöglichen.“35

Private Militärdienstleister im Dienst der UN

Eine Diskussion, die an verschiedenen Stellen geführt wird, 
wie in dem von der Rüstungsindustrie finanzierten „Journal of 
International Peace Operations (JIPO)“,36 ist die des direkten 
Einsatzes privater Militärdienstleister (PMC) als „blaubehelmte 
Friedenstruppen“ der UN. Bevor sich dieser bisher eher theo-
retischen Diskussion gewidmet werden soll, wird ein Blick auf 
die bereits explizite Zusammenarbeit zwischen privaten Rüs-
tungs- und Sicherheitsfirmen und der UN geworfen.

Eine Grenze zu ziehen, ab wann von einer solchen Zusam-
menarbeit gesprochen werden muss, stellt sich als schwierig 
heraus. So schließt die UN etwa im Bereich des Objekt- und 
Personenschutzes Verträge mit privaten Sicherheitsfirmen 
ab,37 zum Beispiel mit der Firma CTG Global, die gleich mit 
mehreren UN-Agenturen zusammenarbeitet.38 Die Liste von 
Beispielen für solche ausgelagerte Zusammenarbeit mit Firmen 
der Sicherheits- und Rüstungsbranche ist lang und umfasst 
neben den bereits erwähnten Schutzaufgaben auch verschiedene 
Polizei- und Militärtrainings sowie logistische Aufgaben und 
Wiederaufbauarbeiten. Eine solche Zusammenarbeit fand etwa 
in Liberia, Sierra Leone, dem Sudan, der D.R. Kongo, in Soma-
lia, auf dem Balkan oder, weit bekannter, in Afghanistan und 
im Irak statt.39 Die Firmen Dyncorp und PAE, als zwei illustra-
tive Beispiele für diese Zusammenarbeit, machten dabei extrem 
negative Schlagzeilen.

Dyncorp übernahm z.B. neben Geschäftsbeziehungen mit der 
UN im Sudan40 auch weitere auf dem Balkan. Dort für „polizeili-
che Aufgaben“ eingesetzt, wurden verschiedene Mitarbeiter der 

Firma später beschuldigt, in einen Kinderprostitutionsring ver-
wickelt zu sein und für Vergewaltigungen in Bosnien die Verant-
wortung zu tragen.41 Aufgrund der generell fraglichen Rechtslage 
privater Militärfirmen bleibt es jedoch ebenso fraglich, wer für 
solche Taten eine polizeiliche und gerichtliche Zuständigkeit 
aufweist – mit den dementsprechenden Folgen.42

PAE wiederum war bei der Auftragsvergabe für einen UN-
Lageraufbau und dessen Unterhaltung in Darfur in Ungere-
imtheiten bei einem nicht öffentlich ausgeschriebenen 
(„No-Bid“) Auftrag in Höhe von 250 Mio. US$ verwickelt.43 
Zu einer Aufklärung der starken Hinweise auf Korruption kam 
es dabei nicht, und eine der damals Hauptverantwortlichen, die 
Leiterin des „Department of Field Support“ (DFS), Jane Holl 
Lute, konnte ihre Karriere bei der UN und anschließend in der 
Obama-Administration fortsetzen. 

Eine Instanz, welche auf UN-Ebene sowohl den Vorwürfen 
in den Einsätzen als auch in der Auftragsvergabe nachgehen 
soll, wurde 2008/2009 von Ban Ki-Moon in Form eines „UN-
Anticrime Squat“ vorgeschlagen. Postwendend erfuhr dieser 
Vorschlag jedoch durch die USA eine Absage, mit dem lapidaren 
Verweis, dass die UN zu viel Macht bekommen könnte.44 Dass 
die USA jedoch selbst von ihrer Macht nach Belieben Gebrauch 
macht, illustriert ein weiteres Beispiel mit der Firma PAE. Diese 
wurde für Aufgaben der AU-geführten (ebenso unter dem 
Lemma „friedenssichernden“) AMIS-Mission in Darfur von den 
USA angeheuert – wohlgemerkt ohne Absprache mit der AU, 
was von der AU explizit als „Diskrepanzen in der Zusammenar-
beit“ angeprangert wurde.45 

Neben diesen bereits zur Genüge bestehenden Geschäftskon-
takten zwischen UN und Firmen der Rüstungs- und Sicher-
heitsbranche soll nun, wie angekündigt, auf die Diskussion um 
den Einsatz privater Militärdienstleister als genuin kämpfende 
UN-Truppe eingegangen werden. Die Überlegungen, auch kon-
krete Einsätze zu privatisieren, sind dabei auf höchster Ebene 
vorzufinden. So merkte der damalige UN-Generalsekretär Kofi 
Annan bereits 1998 an: „Als wir die Notwendigkeit an erfahre-
nen Soldaten hatten, um die Kämpfer von den Flüchtlingen in 
den ruandischen Flüchtlingslagern in Goma zu trennen, zog ich 
sogar die Möglichkeit in Erwägung, private Firmen anzuheuern. 
Aber die Welt mag noch nicht reif dafür sein, den Frieden zu pri-
vatisieren.“46 Peter Singer, selbst ein Militär mit entsprechender 
Freude an militärischen Lösungen, weist zu Recht auf einen ent-
scheidenden Punkt hin, warum der Frieden wohl nie „reif“ sein 
wird, privatisiert zu werden, nämlich den der Handlungslogik 
privater Militärdienstleister: Profitmaximierung.47 Es erscheint 
dabei ebenso banal wie zwingend, dass eine Firma, die ihren 
Gewinn in der gewaltförmigen Bearbeitung von Konflikten 
erwirtschaftet, kein Interesse daran hat, nachhaltig ihre eigenen 
Märkte, d.h. die Krisenherde der Welt, auszutrocknen. Ganz zu 
schweigen davon, dass mit den fragwürdigen Mitteln privater 
Militärfirmen wirkliche Konfliktlösungen ohnehin unmöglich 
sind. Ein privatisierter Frieden ist daher kein Frieden, sondern 
gehegte Unruhe, verwalteter Unfriede und der Wille, immer 
neue Märkte und Gewinne zu erschließen, indem neue Bedro-
hungslagen herbeigeredet und neue Kriege geführt werden.

Zusammenfassung: Auf zu neuen Horizonten –        
Die UN und der neue Militarismus

„Auf zu neuen Horizonten für UN-Peacekeeping“48, so heißt es 
in einem der wichtigen Grundlagenpapiere der Hauptabteilung 
Friedenssicherung (DPKO) in der UN. „Auf zu neuen Hori-
zonten“ heißt dabei aber auch, die heutigen Räume zu verlas-
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sen, neue Ideen und Mechanismen zu kreieren und umzusetzen 
und dabei die alten Rechtfertigungen zu hinterfragen, und, so 
sie sich als obsolet erweisen, mit allen Konsequenzen für die 
neuen Horizonte fallen zu lassen. Die Ausgangsfrage dieser in 
vier Teilen erschienenen Studie bezog sich auf das Bild, das von 
der UN und ihrer „blaubehelmten FriedenssoldatInnen“ syste-
matisch erzeugt wird. Es ist wohl kaum plakativer dargestellt 
worden als auf der Kinderseite des Auswärtigen Amtes: eine mit 
einem UN-blauen Stahlhelm ausgestattete Friedenstaube. Die 
zugrunde liegende scheinbar auch für Kinder einfache Wahrheit 
lautet dabei: So militärische Gewalt nur die rechte Anwältin 
findet, hier also die UN mit ihren „FriedenssoldatInnen“, dann 
sei Gewalt ein nicht nur legales, sondern legitimes und gebote-
nes Mittel für die Herstellung und den Erhalt des Friedens.

Diese durchaus gewagte, auf Gewalt basierende These bedarf 
allein schon aus sich heraus Rechtfertigung und Beweis, nämlich, 
dass sie nicht nur das hält was sie verspricht, sondern darüber 
hinaus auch keine negativen Folgen zeitigt, die das abgegebene 
Versprechen ad absurdum führen. Zudem muss nachgewiesen 
werden, dass dies in der Sache also solche so auch alternativlos 
ist. 

Die vorliegende Arbeit wollte nicht diesen fraglichen Beweis der 
Rechtmäßigkeit von Gewalt führen, sondern ganz im Gegenteil 
diese zum großen Teil oft unterlassene, zwingende Rechtferti-
gung und den Beweis der UN als richtige Anwältin der Gewalt, 
und in dieser Logik ergo des Friedens, kritisch hinterfragen. Was 
sich dabei gezeigt hat und hier in der Zusammenfassung noch 
einmal pointiert dargestellt werden soll, ist, dass sich hinter dem 
scheinbar kindgerechten Bild des blaubehelmten „Friedensein-
satzes“ eine Dynamik entwickelt hat und fortschreibt, die das 
Bild der Vereinten Nationen als gerechter Anwältin der Gewalt 
grundsätzlich in Frage stellt. 

Diese Studie trägt dabei ganz bewusst den „neuen Militaris-
mus“ im Titel. Diese Formulierung weist darauf hin, dass die 
„Friedensbemühungen“ der UN bestimmten Ausprägungen 
dieses „neuen Militarismus“ folgen, die als solche aber (auch) 
kennzeichnend dafür sind, wie sich heutige Dynamiken in den 
internationalen Beziehungen darstellen. An dieser Stelle sollen 
sieben dieser Ausprägungen aus den vorhergehenden Erkennt-
nissen abgeleitet und ihr Niederschlag in den „Friedensbemü-
hungen“ der UN noch einmal kurz herausgearbeitet werden. 
Die sieben Punkte folgen dabei keiner Hierarchie oder Bedeu-
tungsgewichtung und können aus Platzgründen hier nur skiz-
ziert werden:
1. Schwerpunktverschiebung in den Mechanismen kollektiver 

Friedenssicherung hin zu militärischen Lösungsansätzen;
2. Staatsaufbauprozesse, einschließlich der damit verbunde-

nen Fokussierung auf Aufstandsbekämpfungsstrategien, als 
Mechanismen westlicher Kontrolle und Einflussgewinnung;

3. Sicherheitssektorreformen (SSR) in „schwachen“ Staaten/
Regionen, insbesondere verbunden mit dem westlich angelei-

teten Aufbau und der Ausbildung lokaler Repressionsorgane 
(Militär und Polizei);

4. Ausbau und Kontrolle bereits bestehender Machtasymme-
trien zugunsten von EU und NATO;

5. Marktgenerierung und Gewinnmaximierung durch neue und 
alte Rüstungs- und Sicherheitsunternehmen im Zeichen von 
„Peacekeeping“ und SSR;

6. Regionalisierungsprozesse in den Mechanismen kollektiver 
„Friedenssicherung“, die aber unter weitgehender westlicher 
Kontrolle und Anleitung erfolgen; und

7. das Scheitern (lassen) von UN-Arrangements, ohne diese als 
Legitimationsfolie sowie entkernte und neubesetzte Schalt-
stelle fallen zu lassen.

In Teil I: „Neue (alte) Strukturen, Neue (alte) Konzepte“ stan-
den die Umstrukturierung des DPKO samt der Hauptabteilung 
Friedensunterstützung (DFS) sowie der Blick auf das Beschaf-
fungswesen (UN-PD) für die Friedensmission im Fokus. Es 
wurde dabei offensichtlich, dass die Strukturreformen sowohl 
militärischen Lösungsansätzen verstärkte Präferenz zuweisen 
(Ausprägung 1) sowie Abteilungen für Staatsaufbauprozesse 
sogar neu entstanden sind (2). Durchsetzt von ehemaligen 
NATO-Angehörigen bzw. EU-BeamtInnen konnten Mecha-
nismen wie die „Strategic Military Cell“ für die UNIFIL-Mis-
sion der Vereinten Nationen im Libanon etabliert werden, die 
bestehende Machtasymmetrien verstärken (4). Gleichzeitig wird 
dabei jedoch die UN-Hülle zur Legitimation aufrecht erhalten 
(7), während im Zuge der Mission sowohl Staatsaufbauprozesse 
(1) als auch SSR durchgeführt werden können (3). 

Durch die Aufstockung des Budgets des UN-PD und den Fokus 
auf SSR-Ausbildung im UN-Rahmen wurden zudem Märkte 
für Rüstungsunternehmen generiert (5). Auch die beschriebe-
nen neuen (alten) Konzepte stehen in einer Linie zu einigen der 
sieben Charakteristika. So wurde eine Art neues Treuhandsystem 
zum Aufbau von Nachkriegszonen geschaffen, wie beispielsweise 
dem Kosovo (2), welches auch gleichzeitig dafür genutzt werden 
konnte, nachher über den Hohen Repräsentanten der EU die 
nahezu uneingeschränkte Herrschaft über die Provinz zu erlan-
gen (4). Im Anschluss wurden erneut Maßnahmen zum Aufbau 
der lokalen Armee und Polizei in Gang gesetzt (3), woraus sich 
wiederum neue Märkte für Rüstungsunternehmen ergaben (5). 
Der Ausbau der zivil-militärischen Komponente ist dabei auch 
nur oberflächlich ein Wechsel zum Zivilen, sind in ihr doch auf 
lange Sicht militärische Lösungsmechanismen verankert, welche 
gleichzeitig noch mit neuer Legitimation ausgestattet werden 
(1).

In Teil II: „Das Scheitern der UN-Mechanismen und die 
Regionalisierung“ wurden die bereits bestehenden militärischen 
Mechanismen der UN, ganz konkret der Bereitstellungsmecha-
nismus UNSAS sowie die heute nicht mehr existierende Militä-
rinitiative SHIRBRIG in den Blick genommen, die der UN eine 
größere Autonomie gegenüber den Mitgliedstaaten ermöglichen 
könnten. In beiden Fällen wurde von westlicher Seite bewusst in 
Kauf genommen, dass diese scheitern (7). Im Fall von UNSAS 
geht dies sogar soweit, dass daraus die Forderung entsteht, dieses 
intendierte Scheitern als Anlass zu nehmen, die Verantwortung 
auf so genannte Regionalorganisationen zu übertragen (6). Auch 
hiermit vollzieht sich eine Verschärfung der angeblichen Not-
wendigkeit militärischer Lösungsstrategien (1), etwa durch eine 
bezüglich der Regionalisierung ausgestattete vertragliche Verein-
barung zwischen UN und NATO, mit der das westliche Mili-
tärbündnis in den Status einer Regionalorganisation erhoben 
wurde, mitsamt den daraus (angeblich) entstehenden Befugnis-
sen aus der UN-Charta (4). 

UN-Kriegseinsätze kindgerecht verpackt. Quelle: Auswärtiges Amt



Inform
ationsstelle M

ilitarisierung (IM
I) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen

28  Ausdruck Januar 1/2011

Der Afrikanischen Union (AU) als Regionalorganisation 
kommt dabei eine besondere Bedeutung zu, da sie, so die poli-
tischen Verlautbarungen, im Gewand von Ownership gerade 
die kriegsgeschüttelte Lage in Afrika zu bewältigen habe (6). Im 
Zuge des Aufbaus der ASF verschränken sich hier wieder die SSR 
(3) mit Prozessen von Staatsaufbau (2) und der Generierung von 
Rüstungsmarktpotenzialen (5). Am Beispiel des so genannten 
„Bridging Modells“ und der im zweiten Teil beschriebenen und 
den Entwicklungen vorausgreifenden Übung „Brilliant Mariner“ 
kann deutlich das Zusammenspiel aller Charakteristika aufge-
zeigt werden: So es irgendwo, z.B. in Afrika, zu „kriegsähnlichen 
Zuständen“ kommt, soll laut dem Bridging Modell, das u.a. bei 
Brilliant Mariner durchexerziert wurde, als erstes eine schnelle 
Eingreiftruppe von EU bzw. NATO am besten per Luftkrieg 
oder durch die neu angeschafften Drohnen die Gewalt stoppen 
(1,4,5,6). Diese sollen anschließend von den nun aufgebauten 
afrikanischen Truppen der ASF als „boots on the ground“ in 
Form starker Infanterieeinheiten abgelöst werden (1,3,5,6), 
bevor sie abschließend noch von einer UN-Mission bei dem 
Staatsaufbau und SSR unterstützt werden (2,3,7). Reorgani-
siert sich jetzt die Gegenpartei aufgrund der nicht nachhaltig 
stattgefunden „Konfliktbearbeitung“, so besteht die begrün-
dete Gefahr, dass die AU- und die UN-Mission am Widerstand 
gegen die Besatzung scheitern (7). In dieser Situation müssten 
nun wiederum NATO und/oder EU in der etablierten militäri-
schen Logik jenen aus der Klemme helfen. Das Scheitern führt 
dann wieder zu Forderungen für eine verstärkte Regionalisie-
rung, für mehr SSR usw., ergo einem Kreislauf, der sich selbst 
immer weiter fortschreibt ... (1,2,3,4,5,6,7).

Der dritte und der vierte Teil dieser Studie blicken noch einmal 
detailliert in die Regionalisierungsbestrebungen um die ASF 
und die damit verbundenen politischen Mechanismen und Pro-
gramme (Teil III) bzw. die ökonomischen Verquickungen um 
die Rüstungsindustrie (Teil IV). Diese sollen jedoch nicht mehr 
auf die sieben Ausprägungen hin durchdekliniert werden, da das 
Muster deutlich geworden ist: Durch das Zusammenspiel der 
Charakteristika des „neuen Militarismus“, der gekleidet ist in 
den blauen UN-Umhang von Frieden und Zusammenarbeit, 
wird nicht ein Mehr an Frieden gewonnen, sondern ein Teufels-
kreis aus Instabilität, Profitmaximierung und Herrschaft erzeugt.

Es ist daher dringend eine Neubewertung der militärischen 
„Friedensbemühungen“ der UN notwendig, mit all den sich 
daraus ergebenden Dynamiken, die oft gar nicht mehr im Gestal-
tungsspielraum der UN selbst liegen. Der Historiker Wolfram 
Wette weist darauf hin, dass eine genaue Analyse heutiger und 
vergangener „Sprachstrategien von Militärs und Politikern“49 
entscheidend sei, um rechtzeitig erkennen zu können, wie sich 
das Chamäleon Krieg diesmal verschleiert. Dafür ist gerade die 
in akademischen Kreisen sich immer stärker durchsetzende 
„Verantwortung zum Schutz“ (R2P) ein Paradebeispiel. Die hier 
vorliegende Studie wollte sich jedoch nicht an den bereits offen-
sichtlichen und breit geführten Diskussionen beteiligen, son-
dern vielmehr im Stile einer dichten Beschreibung einen Blick 

auf die eher am Rand stehenden Reformprozesse, Dynamiken 
und Geschäftsfelder werfen.

Ein abschließender Blick auf mögliche Alternativen zur zuneh-
menden Militarisierung der UN und ihrer Friedensbemü-
hungen kann hier nur denkbar knapp ausfallen. Es sei jedoch 
verwiesen auf die „UN Millennium Development Goals“, die 
mit einem Bruchteil der jährlichen Militärausgaben erreicht 
werden könnten. Sie werden aber wohl vor allem aufgrund 
mangelnder finanzieller Ressourcen bis 2015 deutlich verfehlt.50 
Angesichts des offensichtlichen Zusammenhangs von Armut 
und Konflikten lägen hier enorme Potenziale, in Richtung einer 
friedlicheren Welt gelangen zu können. Es sei auch verwiesen 
auf das 2009 geschaffene „Stand-By Mediation Team“ in der 
Hauptabteilung für politische Angelegenheiten (UN-DPA) mit 
fünf hochrangigen DiplomatInnen zur raschen zivilen Konflikt-
bearbeitung, so diese Konflikte in Gewalt umzuschlagen drohen 
– im Vergleich zu den mehr als 100.000 in den Blauhelmmis-
sionen befindlichen SoldatInnen eine fast schon zynische Zahl.51 
Abschließend sei auch an die in den vergangenen Jahren ent-
wickelten Ansätze des „unarmed civilian Peacekeeping“ erinnert, 
auch wenn sie derzeit noch in einem vergleichbar bescheidenen 
Rahmen stattfinden. Zu nennen sind hier etwa die „Peace Bri-
gades International“ oder die „Nonviolent Peaceforce“. Es sind 
Entwicklungen, die aufzeigen, was die UN, trotz ihrer Konsti-
tuierung als Zusammenschluss von Nationalstaaten, auch sein 
könnte (oder es vielleicht gerade deshalb nicht ist). Solange 
jedoch für solche Alternativen nicht der notwendige politische 
Wille vorhanden ist und sowohl der institutionelle Rahmen 
als auch die adäquate finanzielle Ausstattung fehlt, sollte man 
sich keinen Illusionen über das Wesen von Gewalt hingeben, 
die, gerade wenn sie im nur scheinbar „richtigen“, im blauen 
Gewand gekleidet ist, weder gerecht noch friedensstiftend sein 
kann. Wie zu Anfang bereits erwähnt, scheint „Peacekeeping“ 
sich heute in Anlehnung an Orwell immer mehr auf einen 
Punkt verdichten zu lassen: 

PEACEKEEPING IST KRIEG.
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